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Stimme abgeben S. 3
Ein Stadtoberhaupt muss von min-
destens der halben Wählerschaft 
getragen werden, meint die Landes-
regierung und will für das (Ober-)
Bürgermeister- und Landratsamt 
die Stichwahl wieder einführen.

Geld ausgeben S. 4-11
Der Landeshaushalt galt vielen als 
Hürde für die rot-grüne Minder-
heitsregierung. Nun hat sie diese 
genommen, der Etat für das Jahr 
2011 ist nach langer, kontroverser 
Diskussion unter Dach und Fach.

Kinder bekommen S. 13
NRW braucht Kinder, aber gerade 
Akademikerfamilien bleiben oft 
ohne Nachwuchs. Die CDU will 
früh ansetzen und das Studieren 
mit Kind erleichtern. Sachverstän-
dige bewerten die Vorschläge. 

Bücher lesen S. 18
Der Griff zum Buch ist in einer digi-
talen Welt keine Selbstverständlich-
keit mehr. Welche Rahmenbedin-
gungen brauchen Bibliotheken in 
einer modernen Gesellschaft? Der 
Kulturausschuss befragt Fachleute.

Foto: Schälte

Haushalt 2011
Hürde genommen
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rungen an anderer Stelle gegenfinanzieren könne. Dabei verwiesen sie auf 
besagte Schuldengrenze. Für den aktuellen NRW-Haushalt bedeutet sie: Die 
Schulden dürften 3,9 Milliarden Euro nicht übersteigen. Die Linksfraktion 
warnte dagegen in den Haushaltsberatungen vor einem „Kaputtsparen“ des 
Staates und forderte noch mehr Mittel unter anderem für Soziales und Um-
weltschutz.

Dazwischen die Landesregierung, die aufgrund fehlender eigener 
Mehrheit um die Durchsetzung des Haushalts ringen musste. Hatte sie 
bei Einbringung des Etats noch eine Neuverschuldung von 7,8 Milliarden 
Euro geplant, lag diese nach Ergänzungsvorlage und parlamentarischer 
Beratung bei rund 4,8 Milliarden Euro. Und da die Regierung derzeit von 
sprudelnden Steuereinnahmen profitiert, muss auch dies am Ende des 
Jahres nicht das letzte Wort sein. 

Wie auch immer: Die zweite Lesung des Landeshaushalts gehört tra-
ditionell den Fachpolitikerinnen und Fachpolitikern. Sie debattieren die 
einzelnen Budgets für alle Ressorts. Daher greift Landtag Intern die Ein-
zelplanberatungen auf und beleuchtet die Grundpositionen der einzelnen 
Fraktionen. Die dritte Lesung hingegen gilt als Generaldebatte zwischen 
den Spitzenakteurinnen und -akteuren der Landespolitik. Denn selbst-
verständlich werden Saat und angestrebte Ernte je nach politischer Farbe 
unterschiedlich bewertet. So gesehen ist eine Haushaltsdebatte auch ein 
Stück politische Pflanzenkunde.  cw
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Wer ernten will, muss vorher säen. Daher hat der erste selbst gestaltete Haus-
halt einer neuen Landesregierung immer eine besondere Bedeutung. In ihm 
sollen die Dinge angelegt werden, die sie sich im Regierungsprogramm vor-
genommen hat. Bereits hier entscheidet sich mit, ob sie selbst gesteckte Ziele 
später auch erreichen kann. Mit dem Haushalt 2011 stand Rot-Grün vor dieser 
Herausforderung, und zwar unter erschwerten Bedingungen, hatte doch der 
Verfassungsgerichtshof im März den Nachtragsetat für das Jahr 2010 gekippt 
und damit nochmals die verfassungsmäßig vorgeschriebene Regelung un-
terstrichen: Neue Schulden dürfen die Ausgaben für Investitionen nur unter 
bestimmten Bedingungen übersteigen. Was wiederum regierungsseitig ge-
wünschten Spielräumen zum Beispiel bei Bildung, Wirtschaft, Umwelt, Arbeit 
und Sozialem enge Grenzen setzt – und natürlich auch bei den finanziellen 
Hilfen für Kommunen, die allzu oft ums finanzielle Überleben kämpfen.

Gemeinsames und Trennendes

Bei diesem Punkt konnten sich die Oppositionsfraktionen von CDU und 
FDP ein gemeinsames Vorgehen mit der rot-grünen Koalition durchaus vor-
stellen. So klang es bei der zweiten Lesung des Haushalts am 13./14. April 
an. In anderen Politikfeldern fragten die beiden Fraktionen jedoch, ob neue 
Ausgaben wirklich notwendig seien oder wie das Land diese durch Einspa-
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Absolute Mehrheit notwendig
Bürgermeisteramt: Breite Zustimmung für  
Wiedereinführung der Stichwahl
 
13. April 2011 – In der letzten Legislaturperiode hat Schwarz-Gelb für die Wahl ins Bürger-
meister-, Oberbürgermeister- und Landratsamt die Stichwahl abgeschafft. Wer in seiner Kom-
mune die meisten Stimmen erhielt, war gewählt, auch wenn es nicht die (absolute) Mehrheit 
der Stimmen war. Die jetzige Landesregierung sieht darin mangelnde Legitimität und möchte 
die Stichwahl wieder einführen. Den entsprechenden Gesetzentwurf (Drs. 15/975) haben SPD, 
Grüne, FDP und Linke begrüßt; die CDU verteidigte dagegen die bestehende Regelung.

Ein Legitimitätsproblem oder Demokratiedefi-
zit durch die derzeitige Regelung sah Wiljo Wimmer 
(CDU) nicht. Dies sei auch vom Verfassungsge-
richtshof ausdrücklich so bestätigt worden. Im 
Gegenteil: Bei Stichwahlen liege die Wahlbetei-
ligung im zweiten Wahlgang durch die Bank 
deutlich niedriger als im ersten. Dies lasse das 
Argument einer höheren Legitimität fragwür-
dig erscheinen. Auch die kommunalen Spitzen-
verbände hätten sich kritisch zur Wiederein-
führung der Stichwahl geäußert. Diese würde 
zudem Kosten in Höhe von 4 bis 5 Millionen 
Euro für die Kommunen bedeuten, warnte der 
CDU-Sprecher und plädierte für eine erneute 
Prüfung von Alternativen.

Ohne Stichwahl gebe es keine eindeutigen 
Mehrheitsentscheidungen vor Ort, entgeg-
nete Michael Hübner (SPD). Daher bedeute eine 
Stichwahl durchaus mehr Legitimation, was 
auch Sachverständige in der Anhörung bestä-
tigt hätten. Die CDU sei möglicherweise aus 
parteitaktischen Überlegungen gegen dieses 
Verfahren, vermutete er. Die rot-grüne Lan-
desregierung jedenfalls wolle die Demokratie 
vor Ort stärken, sowohl durch die Zusammen-
legung von Wahlen als auch durch eine Ab-
wahlmöglichkeit von Bürgermeisterinnen und 

Bürgermeistern. Der SPD-Sprecher kündigte 
an, dass man sich ebenfalls mit den Themen 
Bürgerbegehren und Bürgerbescheid beschäf-
tigen werde. 

„Die Anhörung war eindeutig“, betonte auch 
Mehrdad Mostofizadeh (Grüne). Nahezu alle Sach-
verständigen hätten sich für die Wiedereinfüh-
rung der Stichwahl ausgesprochen. Dass nun-
mehr allein die CDU-Fraktion nicht mitstimme, 
sei schade. Mit einem Mehr an Demokratie 
lasse sich die Ablehnung der Stichwahl jeden-
falls schwerlich belegen. Das Amt der Haupt-
verwaltungsbeamtinnen und -beamten sowohl 
in den Kreisen als auch in den Städten müsse 
in besonderer Weise geschützt werden und eine 
besondere Stellung haben. Stichwahlen bedeu-
teten klare, eindeutige Mehrheiten. Letztendlich 
sei diese Praxis auch in anderen Bundesländern 
Standard, erklärte der Grüne.

Oberbürgermeister- und Bürgermeisteramt 
bedeuteten vor Ort eine Schlüsselstellung, die 
unbedingt ausreichend zu legitimieren sei, un-
terstrich auch Horst Engel (FDP). Die Stichwahl 
habe man im Jahr 2007 insbesondere wegen 
der tendenziell niedrigeren Wahlbeteiligung im 
zweiten Wahlgang abgeschafft. Demgegenüber 

hätten die Kommunalwahlen 2009 gezeigt, dass 
auch die Wahl mit relativer Mehrheit im ersten 
Wahlgang Nachteile bringe. So stelle sich die 
Frage, ob die Wahl eines Bürgermeisters mit 
nur 30 Prozent der Stimmen demokratisch legi-
timiert sei. Außerdem hätten viele kleinere Par-
teien erst gar keine Kandidatinnen und Kandi-
daten aufgestellt.

„Die Wiedereinführung der Stichwahl bedeutet 
für uns mehr Demokratie“, erklärte Özlem Alev 
Demirel (Linke). In den letzten vier Jahren hätten 
sich die Befürchtungen der Linken bestätigt. So 
seien bei der Kommunalwahl 2009 immerhin 
103 Kandidatinnen und Kandidaten ohne ab-
solute Mehrheit gewählt worden. Wenn nicht 
einmal eine Mehrheit derer, die abgestimmt 
hätten, hinter der Person für ein solches Amt 
stehe, dann sei dies weder ein gutes Verfahren 
noch gut für den Amtsinhaber. Außerdem füh-
re die gegenwärtige Praxis möglicherweise zu 
taktischen Stimmabgaben. Die Stichwahl gebe 
den Wählerinnen, Wählern und Parteien mehr 
Handlungsmöglichkeiten.

„Der Gesetzentwurf findet eine breite parlamen-
tarische Mehrheit“, zeigte sich Kommunalminister 
Ralf Jäger (SPD) erfreut. Vier Landtagsfraktionen 
beabsichtigten, dem Entwurf zuzustimmen. 
Den von SPD, Grünen, FDP und Linken vor-
getragenen Argumenten könne er zustimmen, 
erklärte der Minister. Es sei ein guter Weg, die 
Hauptverwaltungsbeamtinnen und -beamten 
in den Städten, Kreisen und Gemeinden mit 
einer größeren demokratischen Legitimation 
auszustatten und das zu ermöglichen, was es 
fast überall in den Demokratien der Welt gebe, 
nämlich die Stichwahl. Deshalb freue er sich, 
dass das Parlament dem Vorschlag der Landes-
regierung folgen wolle. cw

Der Gesetzentwurf Drs. 15/975 wurde mit den Stimmen 
von SPD, Grünen, FDP und Linken gegen die Stimmen der 
CDU-Fraktion angenommen.
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Plenum

Mit Handschlag bekräftigt …

... hat der neue Landtagsabgeordnete Holger Ellerbrock 
(FDP) seine Verpflichtung gegenüber Landtagspräsident Eck-
hard Uhlenberg. Ellerbrock rückt für den ausgeschiedenen 
vormaligen FDP-Landeschef Prof. Dr. Andreas Pinkwart nach 
und war bereits während der vergangenen beiden Wahlperi-
oden Landtagsabgeordneter.  Foto: Schälte

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation/Abgeordnete/Inhalt.jsp
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Auf Heller und Pfennig
In der zweiten Lesung geht es um  
die Einzeletat der Ressorts
 
13./14. April 2011 – Die Landesregierung will in diesem 
Jahr so viel Geld ausgeben wie für ihren Ansatz einer prä-
ventiven Politik nötig sei, sieht sich aber auch zum Sparen 
gezwungen. Ursprünglich hatte sie (nach einer Korrektur) 
ein Budget von insgesamt etwa 55,8 Milliarden Euro und 
Neuschulden in Höhe von rund 7,1 Milliarden Euro ge-
plant. Darüber hat der Landtag im März in erster Lesung 
diskutiert. Nach Beratungen in den Fachausschüssen  
sollen es nun noch rund 4,8 Milliarden Euro neue Schul-
den sein. Dies und die einzelnen Bausteine des Haus-
haltsentwurfs waren Gegenstand der zweiten Lesung. Die 
CDU forderte in einem Änderungsantrag weitere Einspa-
rungen, unter anderem durch globale Minderausgaben in 
allen Ressorts. Wie ein roter Faden zieht sich daher durch 
die Fachdebatten die Frage von SPD und Grünen, wo denn 
genau gekürzt und Stellen gestrichen werden sollen. Die 
FDP pocht auf Konsolidierung, die Linke fordert höhere 
Ausgaben quer durch die Ressorts.

Bodo Löttgen (CDU), vorn  
am Rednerpult und  
Innenminister Ralf Jäger (SPD)
Foto: Schälte

Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG)

Es sei kaum Substanz festzustellen, bewertete 
Bodo Löttgen (CDU) den Entwurf des GFG mit 
Blick auf die Ankündigungen der Landesregie-
rung, den Kommunen zu helfen. Auch bisher 
gesunde Kommunen drohten, in den Nothaus-
halt zu fallen. Löttgen appellierte an die Regie-
rungsfraktionen, durch ein gemeinsames Son-
dergesetz den Kommunen mit 650 Millionen 
Euro für Zins und Tilgung zu helfen.

Auch Marc Herter (SPD) trat für parteipoli-
tische Zusammenarbeit ein. Das Angebot der 
CDU wertete er allerdings als „vergiftet“: Der 
Vorschlag ziele darauf ab, reiche und arme 
Kommunen gegeneinander auszuspielen. Ein 
Gesetz zur Konsolidierung der Kommunen sol-
le man gemeinsam angehen, appellierte Herter. 
Dieses Ziel sei aber nur bei stärkerer Beteiligung 
des Bundes zu erreichen. 

In die gleiche Richtung argumentierte auch 
Mehrdad Mostofizadeh (Grüne). Die „dramatische“ 
Finanznot der Städte und Gemeinden könne 
nicht durch das Land alleine, sondern nur unter 
stärkerer Beteiligung des Bundes gelöst werden. 
Bei der Anerkennung der Problemlage sei die 
CDU eigentlich auf dem richtigen Weg, plädier-
te auch Mostofizadeh für ein fraktionsübergrei-
fendes Vorgehen.

„Wir liegen nicht weit auseinander“, konsta-
tierte Horst Engel (FDP). Alle müssten konsolidie-
ren – auch die Kommunen. Diese schwebten bei 
den Kassenkrediten angesichts möglicherweise 
steigender Zinsen allerdings in der Zinsfalle. Ein 
Teil dieser Kredite werde nur dann verlängert, 

wenn die NRW-Bank dafür bürge. Engel for-
derte eine umfassende Reform des Finanzaus-
gleichs im Jahr 2012. 

Deutlich höhere Ausgaben für die Städte 
und Gemeinden verlangte Rüdiger Sagel (Linke). 
Man dürfe das Land nicht kaputtsparen. Not-
wendig sei, stärker in soziale Gerechtigkeit und 
ökologische Nachhaltigkeit zu investieren. SPD 
und Grüne seien hier „angstgesteuert“, kriti-
sierte der Linken-Sprecher. Um die Haushalte 
zu sanieren, sei eine stärkere Belastung großer 
Vermögen erforderlich. 

„Wir sitzen alle in einem Boot“, analysierte 
Innenminister Ralf Jäger (SPD). Er sah das kommu-
nale Finanzsystem in seiner Leistungsfähigkeit 
bedroht. Dieser dramatischen Entwicklung 
müsse man entgegentreten, denn das Vertrauen 
der Banken in die Kommunen werde zuneh-
mend in Frage gestellt. Dies resultiere allerdings 
auch aus dem Scherbenhaufen, den die Vorgän-
gerregierung hinterlassen habe.

Inneres und Kommunales

Der CDU-Abgeordnete Theo Kruse vermisste Enga-
gement bei der Entbürokratisierung und sah viele 
innenpolitische Fragen unbeantwortet. Die Krimi-
nalität werde zunehmen, fürchtete er, weil die Lan-
desregierung sich aus der Verantwortung stehle.

Thomas Stotko (SPD) wandte sich gegen pau-
schale Kürzungen, die nicht ohne Stellenstrei-
chungen möglich seien. Wohin zu wenig Per-
sonal führe, habe etwa der Fall Envio gezeigt. 
Stotko lobte beispielsweise 123 geplante neue 
Stellen bei der Polizei.

Als zentral beschrieb Matthi Bolte (Grüne) die 
Mittel für die Kriminalitätsprävention. Außer-
dem solle NRW menschlicher und demokrati-
scher werden, begründete der Grüne mehr Geld 
für die Flüchtlingspolitik. Des Weiteren solle 
rassistische Gewalt bekämpft werden.

Horst Engel (FDP) begrüßte die Einrichtung 
von acht zusätzlichen Stellen im Datenschutz 
und die Pläne gegen Jugendkriminalität, hielt 
letztere aber ebenso wie das Vorgehen gegen 
organisierte Kriminalität, etwa gegen die Mafia, 
für unzureichend.

Licht und Schatten sah Anna Conrads (Linke) 
im Etat. Auch sie lobte im Kern die Planungen 
bei Polizei, Datenschutz und Flüchtlingsarbeit, 
sah aber auch weitere Herausforderungen. Der 
Verfassungsschutz solle in der jetzigen Form ab-
geschafft werden.

Innenminister Ralf Jäger (SPD) begrüßte die 
sachliche Debatte. Er lobte die Kriminalpräven-
tion als bundesweit neuen Weg, bestätigte dem 
FDP-Sprecher das Problem, dass Polizeikräfte 
zunehmend brutaler angegriffen würden und 
warb für deren Wertschätzung.

Ministerpräsidentin und Staatskanzlei

In der Staatskanzlei gebe es weder Kompetenz 
noch Können, urteilte Armin Laschet (CDU). Als 
Beispiele nannte er unter anderem den Nach-
tragshaushalt sowie die „Schulpolitik per Schul-
versuch“, die beide per Gerichtsurteil gestoppt 
worden seien.

Der rot-grüne Regierungsstil sei von „Nähe 
zu den Menschen“ gekennzeichnet, so Prof. Dr. 
Rainer Bovermann (SPD). Außerdem sei im Gegen-
satz zur Regierung Rüttgers die Zahl der Stellen 
stabil geblieben, und die Personalausgaben gin-
gen leicht zurück.

Die Ministerpräsidentin wähle für ihre Ver-
anstaltungen eine andere Art als ihr Vorgänger, 
erklärte Reiner Priggen (Grüne). Sie treffe Men-
schen in deren Lebensrealität. In diesem Bereich 
hätten CDU, FDP und Linke gemeinsam Kür-
zungen beschlossen, kritisierte er.

Ob die jetzt als Regierungsaufgabe dekla-
rierten „Tatkraft-Tage“ die Fortsetzung der 
gleichnamigen früheren Parteiveranstaltungen 
seien, fragte Ralf Witzel (FDP). Anscheinend dien-
ten sie eher Vermarktungszwecken, verwies er 
auf dazu angebotene Pressefotos.

Die notwendige Trennung der Ämter als Mi-
nisterpräsidentin und SPD-Vorsitzenden werde 
in der „TatKraft-Tour“ verwischt, bemängelte 
auch Ralf Michalowsky (Linke). Ebenso wandte er 
sich gegen eine Reihe anderer Veranstaltungen 
„mit eindeutigem SPD-Bezug“.

Es handele sich um ein neues Konzept un-
ter bekanntem Namen, verteidigte Ministerin Dr.  
Angelica Schwall-Düren die „TatKraft-Tage“. Anders 
als beim früheren „Rüttgers Club“ stünden 
diese Veranstaltungen für eine bürgernahe Po-
litik.

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation/Abgeordnete/Inhalt.jsp
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Dr. Ingo Wolf (FDP) Bärbel Beuermann (Linke)Stefan Engstfeld (Grüne)Markus Töns (SPD)Ilka von Boeselager (CDU)

Landesplanung

„Wer betreibt zurzeit Landesplanung?“, fragte 
Josef Hovenjürgen (CDU) nach den Zuständigkei-
ten. Offensichtlich wisse die Landesregierung 
noch nicht, wohin sie wolle.

In der Landesplanung habe man unerledig-
te Vorhaben und verlorene Prozesse vorgefun-
den, so Thomas Eiskirch (SPD). Er verwies unter 
anderem auf das Kraftwerksprojekt Datteln. 

Landesentwicklungsplan und Landes-
entwicklungsprogrammgesetz zusammenzu-
führen, war für Daniela Schneckenburger (Grüne) 
wichtig, auch um zukünftige Energiepolitik 
abzusichern.

Für Holger Ellerbrock (FDP) hatten die Fragen 
der Energiepolitik in der Landesplanung eben-
falls besonderen Stellenwert. So müsse man 
Trassen für Leitungen großzügig freihalten.

Rüdiger Sagel (Linke) forderte in der Landes-
planung mehr Bürgerinformation, Bürgerbetei-
ligung und Transparenz. Bisher gebe es hier bei 
SPD und Grünen nur „zarte Ansätze“.

Zentrales Projekt sei der neue Landesent-
wicklungsplan, so Ministerin Dr. Angelica Schwall-
Düren. Er solle nachhaltige Raumentwicklung 
fördern.

Europa und Eine Welt

Aus Sicht von Ilka von Boeselager (CDU) setzt die 
Landesregierung in der Europa- und Eine-Welt-
Politik Mittel nicht effizient ein. „Sie investieren 
in Strukturen und nicht in Substanz. Sie verpla-
nen Geld für Netzwerke und Kanäle anstatt für 
Ideen und Initiativen.“

„Der Haushaltsentwurf in den Bereichen 
Europa und Eine Welt zeigt die Bedeutung, die 
diesen Querschnittsfeldern zukommt“, entgeg-
nete Markus Töns (SPD). Es sei wichtig, die Euro-
pafähigkeit des Landes und auch der Kommu-
nen in NRW weiter zu stärken.

Stefan Engstfeld (Grüne) hielt das vorgesehe-
ne Plus von 600.000 Euro für die internationale 
und Eine-Welt-Politik für einen „vollen Erfolg“. 
NRW werde „seiner Internationalität, seiner 
europäischen und globalen Verantwortung in 
vollem Umfang gerecht“.

Es sei schändlich, so Dr. Ingo Wolf (FDP), dass 
die Landesregierung im vorgelegten Haushalts-
entwurf finanzielle Verschiebungen zulasten des 
Bereichs Europa vornehme. „Hier gehört das 

Geld hin und nicht in den Bereich Eine Welt“, 
kritisierte der Liberale.

Bärbel Beuermann (Linke) sah die Landesre-
gierung auf gutem Weg, das Werben für die 
Völkerverständigung gerade auf kommunaler 
Ebene zu unterstützen und zu stärken. Eine 
Fortsetzung und Vertiefung des europäischen 
Engagements sei unabdingbar.

Die Landesregierung verfolge den An-
spruch, Europapolitik aktiv zu gestalten und 
das Europabewusstsein auf allen gesellschaftli-
chen Ebenen zu steigern, erklärte Europaministerin 
Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD). Dies schlage sich 
im Haushaltsentwurf 2011 nieder.

Medien

Andrea Verpoorten (CDU) beanstandete, die Regie-
rung sehe Mittel für einen Medienkompetenz-
führerschein vor, ohne zu wissen, wie dieser 
inhaltlich ausgestaltet werden solle.

„Wir wollen Unternehmen stärken und die 
Menschen fit machen, die Chancen der Medien 
positiv zu nutzen.“ Dies betreffe die Medien-
kompetenz gerade von Kindern, meinte Alexan-
der Vogt (SPD).

Oliver Keymis (Grüne) betonte, die medienpo-
litische Stärke bestehe nicht in der Summe des 
Geldes, sondern darin, wie stark sich Regierung 
und Fraktionen um das Thema Medien küm-
merten.

Von der rot-grünen Landesregierung for-
derte Ralf Witzel (FDP) neue Konzepte, um ge-
meinsam darüber diskutieren zu können, wie 
der Medienstandort NRW in Zukunft ausse-
hen solle.

Ralf Michalowsky (Linke) schlug vor, Förder-
mittel des Landes bereitzustellen, um beispiels-
weise die Existenz von Kinos zu sichern und 
diese bei der Digitalisierung zu unterstützen. 

Medienministerin Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD) 
forderte, das kreative Potenzial NRWs auch wei-
terhin zu fördern. Daher solle der Ansatz um 
430.000 Euro angehoben werden.

Schule und Weiterbildung

Die CDU trage Maßnahmen für die Weiter-
bildung und die Inklusion mit, erklärte Prof. Dr. 
Dr. Thomas Sternberg. Dagegen kritisierte er einen 
„Flatrate-Etat“ für das Landesinstitut für Bil-
dung und zu hohe Summen für den Modellver-
such Gemeinschaftsschule.  

„Wir werden auch in finanziell schwierigen 
Zeiten nicht an der Bildung sparen“, sagte Sören 
Link (SPD). Weniger Geld wolle man für Wer-
bemaßnahmen ausgeben, dafür mehr für die 
Friedenserziehung, für Inklusion und längeres 
gemeinsames Lernen. 

„Wir wollen Verlässlichkeit in der Schulpo-
litik über eine Legislaturperiode hinaus“, be-
kräftigte Sigrid Beer (Grüne). Sie wünschte sich 
einen breit angelegten Bildungskonsens und 
lobte in diesem Zusammenhang die überpartei-
liche Bildungskonferenz.

Für Ingrid Pieper-von Heiden (FDP) hat der 
Schuletat Schlagseite. Sie kritisierte das Lan-
desinstitut, die schulische Beteiligung von 
Friedensaktivisten und den  Modellversuch Ge-
meinschaftsschule als „rot-grüne Spielwiesen“ 
trotz fehlenden Geldes.

Gunhild Böth (Linke) verteidigte das Landes- 
institut für Schule als deutschland-, europa- und 
weltweit renommiert. Für politische Vorhaben 
müsse man eben Geld in die Hand nehmen. 
Dies gelte auch für die Förderung von Kindern 
mit ausländischen Wurzeln.

Als Ziele des Haushalts beschrieb Schulminis-
terin Sylvia Löhrmann (Grüne), die Ganztagsschule 
zu fördern, die Sonderpädagogik zu verbessern, 
die Inklusion auszuweiten, in puncto Gemein-
schaftsschulen ausreichend zu beraten und 
Schulleitungen zu entlasten.

Innovation, Wissenschaft  
und Forschung

„Diese Landesregierung hat keine auskömm-
liche Finanzierung der Hochschulen sicherge-
stellt“, meinte Dr. Michael Brinkmeier (CDU). Sie 
habe die Studienbeiträge abgeschafft, kompen-
siere den Wegfall aber nur unzureichend und 
auch noch schuldenfinanziert. 

Ziel des 6,2-Milliarden-Euro-Plans sei es, 
mehr Menschen fürs Studium zu begeistern 
und dem Fachkräftemangel vorzubeugen, sagte 
Karl Schultheis (SPD). Dazu trage der Gebühren-
wegfall bei. Investitionen in Wissenschaft und 
Bildung rentierten sich für Land und Men-
schen.  

„Diese Mittel leisten einen Beitrag zur so-
zialen Gerechtigkeit in unserem Land“, freute 
sich Dr. Ruth Seidl (Grüne) über rund sechs Pro-
zent mehr Geld im Einzelplan. Rot-Grün habe 
dabei den doppelten Abiturjahrgang genauso 
berücksichtigt wie die Aussetzung der Wehr-
pflicht. 
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wirtschaft stärker gefördert werden, so Hamide 
Akbayir (Linke).

Für eine konzertierte Aktion für den Flä-
chenschutz warb Landwirtschaftsminister Johannes 
Remmel (Grüne). Einen Aufstand im Bauern-
land gegen seine Politik gebe es jedenfalls 
nicht.

Klimaschutz

Die Energiewende in Deutschland koste rund 
1,5 Billionen Euro, so Gregor Golland (CDU). 
Und sie bedeute vor allem besonders viele neue 
Energieleitungen.

Klimaschutz sei Motor für Innovation, 
Wandel und Arbeitsplätze, beschrieb André Stinka 

(SPD), dass so der Strukturwandel im ländli-
chen Raum gemeistert werde.

Wenn die Klimakatastrophe nicht jetzt be-
kämpft werde, werde bald ein massiver volks-
wirtschaftlicher Schaden spürbar, meinte Wibke 
Brems (Grüne).

Hochmoderne Kohlekraftwerke seien Kli-
maschutz mit Augenmaß, warnte Kai Abruszat 
(FDP) vor einem „Deindustrialisierungsgesetz“ 
der rot-grünen Landesregierung.

Beim Klimaschutz dürfe nicht mehr gekle-
ckert, es müsse geklotzt werden, forderte Michael 
Aggelidis (Linke) einen „radikalen“ Umbau der 
Industriegesellschaft.

Es gehe um die Reindustrialisierung von 
NRW, und die Leitentscheidung dabei heiße 
„Klimaschutz als Treiber“, erklärte Klimaschutz-
minister Johannes Remmel (Grüne).

Justiz

SPD und Grüne hätten jahrelang mehr Justiz-
personal gefordert, sagte Harald Giebels (CDU). 
Davon höre er nun kaum noch etwas. Zudem 
müsse NRW nicht nur gegen Rechts-, sondern 
auch gegen Linksextremismus vorgehen. 

Eine leistungsstarke und moderne Justiz, 
ein sicherer und humanerer Strafvollzug sowie 
mehr Prävention seien die Ziele von Rot-Grün, 
so Sven Wolf (SPD). Hierzu zähle etwa der Abbau 
prekärer Arbeitsverhältnisse. 

„Sie nehmen Geld weg, das im System ist, und 
kompensieren es mit neuem Geld, und dann 
auch noch zu wenig“, befand Marcel Hafke (FDP). 
Rot-Grün habe nicht dargelegt, wie sie das Ge-
bühren-Aus finanzieren wolle. Auch vermisse er 
eigene Technologie-Projekte seitens der Regie-
rung. 

Die mangelhafte Kompensation provozie-
re prekäre Jobverhältnisse an Hochschulen, 
befürchtete Gunhild Böth (Linke). Als weiteres 
Grundproblem beschrieb sie das Hochschul-
freiheitsgesetz: Es gehe nicht an, dass staatliche 
Einrichtungen finanziell machen könnten, was 
sie wollten.  

„Fehlende Bildungschancen und schlechte 
Bildungsbedingungen vermindern das Wirt-
schaftswachstum“, begründete Wissenschaftsmi-

nisterin Svenja Schulze (SPD) die 6,2 Milliarden-
Investition. Diese beinhalte unter anderem 
ausgeweitete Studienangebote und eine bessere 
Geschlechtergleichstellung.  

Umwelt- und Naturschutz

Umwelt, Klima- und Verbraucherschutz hätten 
die höchste Steigerungsrate. Minister Remmel 
sei damit der „Schuldenkaiser“ der Landesre-
gierung, meinte Rainer Deppe (CDU).

Es wären wohl noch ein paar Euro mehr 
notwendig gewesen, um zu zeigen, wie Nach-
haltigkeit im 21. Jahrhundert eigentlich ausse-
he, entgegnete André Stinka (SPD).

Fit gemacht werden für die Zukunft müsse 
NRW über eine Umgestaltung der Industrie-
gesellschaft, orientiert an einem Kompass der 
Nachhaltigkeit, so Hans-Christian Markert (Grüne).

Er sehe nicht, wie die Landesregierung die 
Gegensätze von Landschafts- wie auch Arten-
schutz und Flächenverbrauch miteinander ver-
söhnen wolle, meinte Kai Abruszat (FDP).

Gegen Gentechnik bei Lebensmitteln sowie 
gegen Kohle und Gas wandte sich Hamide Akbayir 
(Linke) und forderte stattdessen, auf 100 Pro-
zent erneuerbare Energie umzusteuern.

Klimaschutz, die Erhaltung der Artenviel-
falt und der Umgang mit immer knapperen 
Rohstoffen seien die „Jahrhundertherausforde-
rung“, so Umweltminister Johannes Remmel (Grüne).

Verbraucherschutz

Statt für Verlässlichkeit, Vertrauen und seriöse 
Information sorge er für Verunsicherung, warf 
Rainer Deppe (CDU) dem Minister vor. 

Man müsse die Arbeit der Verbraucherzent-
rale sowie der Schuldner- und Insolvenzberatung 
weiter stärken, betonte Cornelia Ruhkemper (SPD).

Verbraucherschutz sichere den Konsu-
mentinnen und Konsumenten die notwendige 
Teilhabe am Wirtschaftsleben auf Augenhöhe, 
erklärte Hans Christian Markert (Grüne).

Der Beschluss über die Finanzierung der 
Verbraucherzentralen sei im Landtag einstim-
mig gefasst worden, unterstrich Kai Abruszat 
(FDP).

Gerade Menschen mit geringem Einkommen 
brauchten eine noch bessere und effizientere 
Lebensmittelkontrolle, forderte Hamide Akbayir 
(Linke).

Aufgrund neuer Produkte und Verfahren 
sei beim Verbraucherschutz ständige Inno-
vation gefragt, betonte Verbraucherschutzminister  
Johannes Remmel (Grüne).

Landwirtschaft

Der Landwirtschaftsminister betreibe eine Dis-
kriminierung der Landwirte in NRW, die nach 
den weltweit höchsten Umweltstandards arbei-
teten, so Christina Schulze-Föcking (CDU).

„Wir wollen, dass sich die Leute wieder stär-
ker mit der Landwirtschaft vor Ort identifizie-
ren können“, wandte sich Frank Sundermann (SPD) 
gegen einen Ausbau von Großbetrieben.

Statt Exportförderung und Weltmarktori-
entierung brauche man regionale Märkte, regio-
nale Wertschöpfungsketten und eine bäuerliche 
Landwirtschaft, betonte Norwich Rüße (Grüne).

„Unsere Landwirte brauchen keine Poli-
tiker, die ihnen Vorschriften machen, wie sie 
zu arbeiten haben“, forderte Kai Abruszat (FDP) 
mehr Vertrauen in Landwirtschaft und Konsu-
mentenverhalten.

Bei nur 62.880 Hektar Ökofläche habe 
NRW einen großen Nachholbedarf, daher 
müsse die regionale und ökologische Land-
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Die von der CDU geforderten Einsparungen  
seien in der Justiz nicht möglich, betonte Dagmar 
Hanses (Grüne). 60 Prozent der Ausgaben entfie-
len allein aufs Personal. Zusätzlich enthalte der 
Einzelplan auch 400 notwendige neue Stellen.

Anstatt zu gestalten, verwalte Rot-Grün le-
diglich, kritisierte Dr. Robert Orth (FDP): „Was ha-
ben Sie von der neuen Landesregierung eigent-
lich für neue Überlegungen umgesetzt?“ Eigene 
Ansätze seien nicht erkennbar. 

Anna Conrads (Linke) lobte das Mehr an psy-
chologischer und sozialer Betreuung in den 
JVAs. Gleichzeitig rügte sie Rot-Grün dafür, sich 
nicht auf Linken-Anträge im Bereich der Justiz 
eingelassen zu haben. 

Effektiv Recht sprechen, zügig vollstrecken, 
Rechtsfrieden sichern und Gerechtigkeit durch-

setzen: „Hierfür schaffen wir mit dem Haushalt 
2011 die Voraussetzungen“, betonte Justizminister 
Thomas Kutschaty (SPD). 

Wirtschaft und Mittelstand

„Das Wirtschaftsressort ist gefleddert und nur 
noch ein Schatten seiner selbst“, meinte Hendrik 
Wüst (CDU). Kies-Euro, Wasserentnahmeent-
gelt, Bettensteuer und höhere Gewerbesteuer: 
Mit diesen „Grausamkeiten“ belaste Rot-Grün 
die Wirtschaft. 

„Der Wirtschaftsminister hat die Lehren aus 
der Krise gezogen“, lobte Thomas Eiskirch (SPD). 
Mit gezielten Impulsen bekämpfe der Haushalt 
Risiken für die konjunkturelle Entwicklung. 
Zudem bestehe trotz guter Konjunktur immer 
noch eine Produktionslücke.  

Die erneuerbaren Energien müssten zum 
ökologischen und wirtschaftlichen Zukunfts-
motor werden, sagte Daniela Schneckenburger 
(Grüne). Dazu brauche das Land zusätzli-
che Fachkräfte. „Es geht darum, aus Um-
welt und Wirtschaft ein Win-Win-Team zu  
machen.“

„Sorgen Sie dafür, dass die Landesregierung 
nicht noch weiter den Mittelstand malträtiert“, 
forderte Dietmar Brockes (FDP) den Wirtschafts-
minister auf. Das Vertrauen der Unternehmen 
in die Landespolitik sei erschüttert, neue rot-
grüne Akzente fehlten.

„Nordrhein-Westfalen verliert den Anschluss 
an die Wachstumsdynamik in Deutschland“, 
befürchtete Michael Aggelidis (Linke). Das Land 
müsse stärker in die regionale Wirtschaftsstruk-
tur investieren. Stattdessen konsolidiere Rot-
Grün den Haushalt. 

Zwar gehe es der NRW-Wirtschaft gut. Doch 
„die Risiken für die konjunkturelle Entwicklung 
bleiben unverändert hoch“, betonte Wirtschaftsminister 
Harry Kurt Voigtsberger (SPD). Wichtig seien staatliche 
Wachstumsimpulse, wie sie der Haushalt vorsehe.

Energie

„Klimaschutz ist wichtig, aber Klimaschutz steht 
nicht über allem“, betonte Lutz Lienenkämper (CDU). 

Der Regierungsentwurf zum Klimaschutzgesetz ge-
fährde den Industrie- und Energiestandort NRW.  

NRW müsse zeigen, dass Ökologie und 
Industriegesellschaft keine Gegensätze seien, 
erklärte Dietmar Bell (SPD). Mit dem rot-grünen 
Konzept werde man wieder eine Vorreiterrolle 
bei den erneuerbaren Energien übernehmen.

„Die erneuerbaren Energien liefern die Lö-
sungen für die Energieversorgung der Zukunft“, 
meinte Wibke Brems (Grüne). Wirtschaftskraft 
und Jobs seien nur sicher, wenn das Land jetzt 
in den Klimaschutz investiere.  

Das Umweltressort bestimme die Ener-
giepolitik in NRW, beanstandete Dietmar Brockes 
(FDP). Die Regierung müsse endlich erklären, 
wie sie den Umstieg auf mehr erneuerbare 
Energien finanzieren wolle.

„Der sofortige Ausstieg ist möglich“, sagte Michael  
Aggelidis (Linke). Zwar könne das Aus für Atom- 
und Kohlestrom kurzfristig Wachstum kosten und 
Energiepreise anheizen, dies sei jedoch lösbar. 

Netze ausbauen und Akzeptanz hierfür 
schaffen: „Es geht darum, die Strukturen auf 
dem schnellstmöglichen Weg hin zu erneuerba-
ren Energien umzustellen“, so Wirtschaftsminister 
Harry Kurt Voigtsberger (SPD). 

Städtebau und Wohnen

Der Einzelplan dokumentiere die Fehlerhaftig-
keit der rot-grünen Politik, sagte Bernhard Schem-

mer (CDU). Er bemängelte unter anderem die 
gekürzte Wohnraumförderung. 

Die hohe Eigenheimförderung unter Rütt-
gers sei unverantwortbar gewesen, entgegnete 
Jochen Ott (SPD). „Sie haben damit dem sozialen 
Wohnungsbau in diesem Land einen Bären-
dienst erwiesen.“ 

„Unser Interesse ist es, für die Zukunft Vor-
sorge zu treffen“, erklärte Daniela Schneckenburger 
(Grüne). Beispiele seien Investitionen in barrie-
refreien und günstigen Wohnraum. 

Christof Rasche (FDP) lobte die neue Enquete-
kommission, kritisierte aber die Koalition, da 
diese die Wohnraumförderung plündere und 
ein Feindbild „Private Investoren“ aufbaue. 

NRW brauche eine starke Wohnraumförde-
rung, meinte Özlem Alev Demirel (Linke). Anderen-

falls befürchte sie erheblich steigende Mieten 
und einen verschärften Investitionsstau.

Der Einzelplan setze wichtige Impulse für 
Land, Kommunen und Menschen, sagte Baumi-
nister Harry Kurt Voigtsberger (SPD). Auch die Wohn-
raumförderung sei bedarfs- und nachfragege-
recht.

Verkehr

„Sie können es nicht“, warf Olaf Lehne (CDU) der 
Landesregierung vor. Sie reduziere die Mittel 
für den Straßenneubau, und auch die zusätzli-
chen Sanierungsgelder seien zu gering.

Es sei dringend notwendig, gemeinsam 
den „Mobilitätsinfarkt“ zu stoppen, so Jochen 
Ott (SPD). Rot-Grün investiere dazu in Stra-
ßenerhalt statt Neubau und in ein Sozialticket 
im ÖPNV.

Die CDU setze lediglich auf Autos und Stra-
ßen, kritisierte Arndt Klocke (Grüne). Rot-Grün 
wolle den Menschen stärker ermöglichen, auf 
Alternativen wie Rad und Bahn umzusteigen.

Ob Schiene, Luft oder Wasser: Bei allen Ver-
kehrsträgern sei unter Rot-Grün bisher nicht 
viel passiert, urteilte Christof Rasche (FDP). Beim 
Straßenneubau würden gar Mittel reduziert.

Zu einer sozialen Verkehrspolitik gehö-
re bezahlbare Mobilität für alle, betonte Bärbel  
Beuermann (Linke). Allerdings sei das rot-grüne 
Sozialticket eine Flickschusterei.
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So viele Menschen wie möglich müssten mobil 
sein können, sagte Verkehrsminister Harry Kurt Voigtsber-
ger (SPD). Rot-Grün investiere deshalb verstärkt 
in den ÖPNV, Radwege und den Straßenerhalt.

Familie, Kinder und Jugend

„Schuldenmachen geht generationenpolitisch 
völlig am Ziel vorbei“, betonte Ursula Doppmeier 
(CDU). Bei der Kindertagesbetreuung opfere 
die Landesregierung zudem mögliche Quali-
tätsverbesserungen einem beitragsfreien dritten 
Kindergartenjahr.

Dagegen bewertete Wolfgang Jörg (SPD) den 
Etat als großartigen Aufschlag für einen Para-
digmenwechsel hin zu einer vorausschauenden 
Politik. Der demographische Wandel lasse keine 
Zeit: Man müsse sowohl in Qualität als auch in 
die Beitragsfreiheit investieren. 

Auch Andrea Asch (Grüne) sah in dem Teil-
bereich des Haushalts einen Quantensprung in 
der Familien-, Kinder- und Jugendpolitik. Fa-
milien würden mehr unterstützt und entlastet, 
die Kleinkindbetreuung verbessert und ausge-
baut, die Jugendarbeit gestärkt.

Marcel Hafke (FDP) vermisste angesichts 
knapper Kassen eine vernünftige Prioritäten-
setzung. Bei der Kinderbetreuung sprach er sich 
dafür aus, anstelle in die noch unzureichend 
präzisierte Beitragsfreiheit lieber in Qualität zu 
investieren. 

Dr. Carolin Butterwegge (Linke) begrüßte rich-
tige Ansätze, erwartete aber deutliche Nachbes-
serungen. Rot-Grün drohe am selbstgesteckten 
Ziel einer qualitativ hochwertigen Kindertages-
betreuung zu scheitern, sagte sie und forderte 
eine Investitionsoffensive.

Viel Hysterie in der Debatte erkannte Fami-
lienministerin Ute Schäfer (SPD). Sie beklagte eine 
dramatisch hohe Kinderarmutsrate in NRW. 
Deshalb wolle man einen radikal anderen Weg 
einschlagen und die Zukunft der Kinder und 
Familien nicht kaputtsparen.

Kultur

„Wo bleibt hier die Kultur?“, fragte Monika Brunert-
Jetter (CDU) mit Blick auf den Haushaltsent-
wurf. De facto werde der Kulturhaushalt um  
2,3 Millionen Euro gekürzt.

„Die Landesregierung steht für Verlässlichkeit 
in der Finanzierung der Kultur“, sagte dagegen 
Andreas Bialas (SPD). So viel Geld für Kultur habe 
es noch nie gegeben.

In NRW gebe es ein breites Kulturangebot, 
die Menschen seien kulturell aktiv, so Oliver Key-
mis (Grüne). Die Politik sorge für entsprechende 
Rahmenbedingungen.

Angela Freimuth (FDP) forderte, Gelder für 
konkrete Maßnahmen zur kulturellen Bildung 
auszugeben, jedoch nicht allgemeine Mittel in 
den Haushalt einzustellen.

„Kürzungen gibt es de facto nicht“, meinte 
Ralf Michalowsky (Linke). „Aber kann es das Ziel 
der Kulturpolitik sein, sich mit einer Mangel-
verwaltung zufriedenzugeben?“

Kunst und Kultur würden der Gesellschaft 
enorme Impulse geben, so Kulturministerin Ute Schäfer 
(SPD). Daher solle die Kulturförderung in allen 
Sparten erhalten bleiben.

Sport

„Dieser Sporthaushalt ist ein Dokument des 
Stillstands“, so Holger Müller (CDU). Der Entwurf 
enthalte große Worte, doch die Regierung sei 
„nicht vom Fleck gekommen“.

In diesem Haushalt, so erklärte Wolfgang Roth 
(SPD), materialisiere sich, was die Landesregie-
rung im „Pakt für den Sport“ mit den Sportor-
ganisationen erarbeitet habe.

„Rot-Grün zeigt, dass es möglich ist, auch 
ohne große Erhöhungen im Sportetat ein ver-
lässlicher Partner des Sports zu sein“, lautete 
Josefine Pauls (Grüne) Fazit.

Dr. Ingo Wolf (FDP) kritisierte unter anderem 
die Absenkung der Mittel für den Neu- und 
Ausbau von überregional bedeutsamen Sport-
stätten um 1,9 Millionen Euro.

Ralf Michalowsky (Linke) fragte sich, „ob der Anteil 
des Landes und der Stadt Dortmund am entstehen-
den DFB-Museum tatsächlich so hoch sein muss“.

Es sei „sehr wichtig, die Sportförderung auf 
einem hohen Niveau abzusichern“, betonte Sportmi-
nisterin Ute Schäfer. Dies sei der Regierung gelungen.

Arbeit und berufliche Weiterbildung

Die Landesregierung stelle sich nicht den An-
forderungen des Arbeitsmarktes, dem Fach-

kräftemangel einerseits und der steigenden Zahl 
von Geringqualifizierten andererseits, meinte  
Peter Preuß (CDU).

Bei der regionalisierten Arbeitsmarktpoli-
tik wie auch beim sozialen Arbeitsmarkt habe 
die neue Landesregierung Kürzungen zurück-
genommen und neue Akzente gesetzt, betonte 
Rainer Bischoff (SPD).

Die neue Handschrift sei, zum Beispiel Ar-
beitslosen, alleinerziehenden Frauen, Migranten, 
Flüchtlingen und Behinderten den Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu ermöglichen, so Martina Maaßen 
(Grüne).

Die Landesregierung orientiere sich an der 
Vergangenheit, der Ruf nach dem „Normal-
arbeitsverhältnis“ verkenne die Wirklichkeit. 
Wichtig seien differenziertere Ansätze, meinte 
Marcel Hafke (FDP).

Die Rückkehr zur Zeit vor der schwarz-
gelben Regierung könne er nur begrüßen, lobte 
Wolfgang Zimmermann (Linke): „Wir wollen Arbeit 
wieder aufwerten.“ Die Ein-Euro-Jobs müssten 
abgeschafft werden.

Die Arbeitsmarktpolitik in NRW sei in guten 
Händen, so Arbeitsminister Guntram Schneider (SPD). 
Er kritisierte dagegen die Kürzung von 1,3 Mil-
liarden Euro in der Arbeitsförderung durch die 
Bundesregierung.

Integration

„Der Integrationsbereich wird mehr oder min-
der nebenbei verwaltet“, bedauerte Michael Solf 
(CDU). Der Bereich sei unter Rot-Grün „ein An-
hängsel von Arbeit und Soziales“.

„Wir sind mit dem Haushaltsansatz auf ei-
nem guten Weg“, sagte Bernhard von Grünberg (SPD). 
Das politisch bislang Erreichte könne gehalten 
und ausgebaut werden.

„Integration kann man nicht für Geld kaufen“, 
betonte Arif Ünal (Grüne). „Es geht um das Gefühl 
dazuzugehören.“ Daher handele es sich um einen 
relativ kleinen Etat von rund 18 Millionen Euro.

Marcel Hafke (FDP) bemängelte, dass die Re-
gierung Mittel für einen neuen Bürgerservice 
einplane. „Warum investieren Sie diese Mittel 
nicht in schon etablierte Institutionen?“

„Integration ist nicht zum Nulltarif zu ha-
ben“, erklärte Ali Atalan (Linke). Das Land müsse 
investieren und könne „nicht einfach auf Zustän-
digkeit des Bundes verweisen“.
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Integrationsminister Guntram Schneider (SPD) erklärte, der 
Entwurf verspreche, Anfang 2012 ein Teilhabe- und 
Integrationsgesetz in Kraft setzen zu können.

Soziales

Im Sozialhaushalt habe Rot-Grün keine nen-
nenswerten Akzente gesetzt, nicht einmal eige-
ne Zielvorstellungen umsetzen können, urteilte  
Norbert Post (CDU). Vieles Übrige bleibe zu vage.

Zentrale Vorhaben im Sozialbereich seien die 
– möglichst gemeinsame – Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention und eine Grund-
sicherung für Kinder, so Michael Scheffler (SPD).

Andrea Asch (Grüne) forderte echte Inklusion: 
Das bedeute, dass alle dazugehörten. Bei der Ar-
mutsbekämpfung würden künftig mehr Kinder 
berücksichtigt, erklärte sie.

Beim Thema Kinderarmut erhoffte sich Mar-
cel Hafke (FDP) den Verzicht auf parteipolitische 
Reflexe. Auf den angekündigten Inklusionsplan 
könne man gespannt sein.

„Ihr Sozialetat ist eine Atempause gegen den 
rasanten Sozialabbau“ der letzten Jahre, meinte 
Dr. Carolin Butterwegge (Linke). Sie vermisste aber 
mehr Einsatz gegen Armut.

Die Bekämpfung der Kinderarmut erfordere 
komplexe Maßnahmen, erklärte Sozialminister Gunt-
ram Schneider (SPD). Zudem wolle man die Behin-
dertenpolitik in die Inklusion überführen. 

Gesundheit, Pflege und Alter

Hubert Kleff (CDU) beklagte vor allem Versäumnis-
se in der Gesundheits- und Generationenpolitik 
und nannte dazu die Themen Krankenhausrah-
menplan, Nichtraucherschutz, Organspende und 
demographische Entwicklung. 

Zwar könne man nicht ruckartig das Ruder 
herumreißen, aber einen Politikwechsel begin-
nen, sagte Angela Lück (SPD). So stünden der Ärz-
temangel auf dem Land und eine Stärkung der 
Pflege auf dem Programm.

Arif Ünal (Grüne) ergänzte dies um die Ziele 
einer ortsnahen Versorgung, der Vorbeugung und 
Suchthilfe, eines geschlechtersensiblen Gesund-
heitswesens und neuer Wohn- und Pflegeformen. 

Marcel Hafke (FDP) bemängelte „ideologische Ak-
tivitäten“ und Ausgaben etwa gegen den Ärz-
temangel im ländlichen Raum sowie für Modell-
projekte zur besseren Patientenorientierung im 
Krankenhaus. 

Es handele sich um eine Fortsetzung der 
alten Politik, allerdings mit leichtem sozialen 
Anstrich, urteilte Wolfgang Zimmermann (Linke). Er 
forderte unter anderem eine bedarfsbezogene 
Krankenhauspolitik.

„Wir sind viel weiter, als Sie meinen“, ant-
wortete Gesundheitsministerin Barbara Steffens (Grüne) 
CDU und FDP. Das Wohn- und Teilhabegesetz 
etwa behindere neue Wohnformen, weswegen es 
überarbeitet werde. 

Emanzipation

Andrea Milz (CDU) fand im Haushaltsentwurf ei-
nen „Beweis dafür, wie man Wahlgeschenke auf 
Pump und auf Kosten der nachwachsenden Ge-
nerationen finanzieren will“.

Dagegen erklärte Gerda Kieninger (SPD), der 
Entwurf sei ein guter Haushalt für die Geschlech-
tergerechtigkeit in NRW und stelle die Weichen 
wieder in die richtige Richtung.

Auch Verena Schäffer (Grüne) lobte den „Schritt 
in Richtung zukunftsweisender Gleichstellungs-
politik“, etwa mit Blick auf die finanzierten Kom-
petenzzentren „Frau und Beruf“.

Angela Freimuth (FDP) fand, die politischen An-
sätze im Haushalt seien überholt. Es gebe zahl-
reiche eigene Initiativen von Unternehmen zur 
Stärkung der Frauen im Beruf.

Nicht zufrieden zeigte sich Hamide Akbayir (Lin-
ke). Es fehle nach wie vor an Geld und Personal, 
um nötige Maßnahmen den Anforderungen ent-
sprechend zu organisieren.

Emanzipationsministerin Barbara Steffens (Grüne) 
erklärte, Rot-Grün habe Wort gehalten und die 
zuvor von der CDU/FDP-Regierung gekürzten 
Mittel wieder in den Haushalt eingestellt.

Allgemeine Finanzverwaltung

Die CDU stimme der Einstellung von mehr 
Betriebsprüfern zu, verlange aber, dass diese 

durch Einsparungen gegenfinanziert werde, 
meinte Bernd Krückel (CDU). Die Landesregie-
rung müsse endlich anfangen, mit Augenmaß 
zu sparen, um so einen verfassungsmäßigen 
Haushalt vorzulegen.

Mit Blick auf Wirtschaftswachstum, Be-
schäftigungsstand und Preisniveaustabilität 
müsse man für NRW noch eine „Abweichung 
von der Normlage“ feststellen, so Martin Börschel 
(SPD). Die Eignung der geplanten Investiti-
onen, insbesondere im Bildungsbereich, sei 
nachgewiesen worden.

Die kommunale Familie sei mit 2 bis  
2,5 Milliarden Euro jährlich unterfinanziert, 
ergänzte Mehrdad Mostofizadeh (Grüne) die Äu-
ßerungen seines Vorredners. Auch diese Situ-
ation trage zur Störungslage bei und müsse 
daher durch entsprechende Hilfen des Landes 
beseitigt werden.

Durch die Abschaffung der Studienge-
bühren oder das beitragsfreie letzte Kinder-
gartenjahr werde die Haushaltslage bewusst 
verschlechtert, kritisierte Angela Freimuth (FDP). 
Beim Wasserentnahmeentgelt oder der Grund-
erwerbssteuer belaste man dagegen die Bürge-
rinnen und Bürger.

Die massiven Korrekturen am Haushalt 
sowie die globale Minderausgabe von über  
500 Millionen Euro seien fragwürdig und par-
lamentarisch inakzeptabel, so Rüdiger Sagel (Lin-
ke). Nachgebessert werden müsse vor allem in 
den Bereichen Bildung und Soziales sowie auf 
der Einnahmeseite.

Die Landesregierung habe bei den Ausga-
ben sparen können, ohne dass die „entschei-
denden Punkte des Politikwechsels“ geändert 
worden seien, betonte Finanzminister Dr. Norbert 
Walter-Borjans (SPD). Die heute stark sprudeln-
den Steuerquellen seien aber kein Beweis für 
stetiges Wachstum.
 

Die beratenen Einzelpläne haben mit den Stimmen von 
SPD und Grünen jeweils die Zustimmung einer Landtags-
mehrheit gefunden. CDU und FDP stimmten dagegen, die 
Linksfraktion nahm an allen Abstimmungen nicht teil. 
Nach nochmaliger Beratung im Haushalts- und Finanz-
ausschuss folgt die dritte Lesung im Plenum.

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation/Abgeordnete/Inhalt.jsp
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Der Haushalt steht
Generaldebatte begleitet finale Etatberatungen
 
18. Mai 2011 – Es ist soweit: Der Landeshaushalt für das laufende Jahr 2011 ist beschlossene Sa-
che. In diesem Jahr will die rot-grüne Regierung rund 55,3 Milliarden Euro ausgeben, davon rund 
4,8 Milliarden Euro über neue Schulden finanzieren (siehe Seite 4). Das ist den Fraktionen von 
CDU und FDP zu viel, denn die Schulden übersteigen die Investitionen, was laut Landesverfas-
sung nur bei einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zulässig ist. Die CDU hat 
deswegen angekündigt, gegen den Haushalt 2011 Klage einzureichen. SPD und Grüne verteidigen 
den Etat und die Politik der Koalition, die Linke fordert höhere Ausgaben, ermöglicht der Minder-
heitsregierung aber schließlich eine Mehrheit für den Haushalt.
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Schwerpunkt

Norbert Römer (SPD) Reiner Priggen (Grüne)Karl-Josef Laumann (CDU)

Die Regierung sei mit ihrer präventiven Haus-
haltspolitik krachend vor dem Verfassungsge-
richtshof gescheitert, stellte der CDU-Fraktions-
vorsitzende Karl-Josef Laumann fest. Neue Schulden 

auf dem Rücken der Kinder, diese Politik sei 
nicht nur unvernünftig: „Wir halten sie auch 
nicht für verantwortlich“, betonte Laumann. In 
ganz Europa teile kein Land die Auffassung von 

Rot-Grün – bis auf früher einmal Griechenland. 
Die CDU werde erneut klagen. Gleichzeitig for-
derte Laumann, die vom Bund beschlossene 
Schuldenbremse auch in der NRW-Verfassung 
zu verankern, „damit wir uns alle dem Ziel einer 
nachhaltigen Haushaltspolitik für die zukünfti-
gen Generationen verpflichtet fühlen“. Darüber 
hinaus sprach er sich für einen Schulfrieden 
aus, stellte aber die Gemeinschaftsschule als 
zweite integrative Form neben der Gesamt-
schule in Frage. Kritik übte Laumann zudem an 
Krafts Personal. Ein schwacher Finanzminister, 
ein quasi abgeschafftes Wirtschaftsressort, der 
Atomkugel-Fall im Wissenschaftsministerium 
und die Spendenaffäre des Innenministers: „Sie 
haben einen verdammt hohen Preis bei der 
Auswahl Ihres Personals für die Minderheits-
regierung bezahlt.“ Auch der Umgang mit den 
Kommunen lasse zu wünschen übrig: Fairness 
und Mitsprache habe Kraft versprochen. Wer 
das geglaubt habe, sei heute bitter enttäuscht.     

„Keine Alternative, keine inhaltliche Perspekti-
ve. Das war ein Armutszeugnis, Herr Laumann“, 
meinte der Fraktionsvorsitzende Norbert Römer 
(SPD) zu seinem Vorredner. Schwarz-Gelb im 
Landtag sei das Gegenteil von „Schwarz-Gelb“ 
in Fußball-Dortmund, nämlich „alles andere als 
meisterlich“. Dagegen habe die rot-grüne Regie-
rung den Mut, die Aufgaben der Zukunft anzu-
packen. „Diese Regierung wird weiterhin solide, 
stabil und zuverlässig ihre Arbeit machen“, sag-
te Römer. Er erklärte, „Aufstieg durch Bildung“ 
werde zum Markenkern der Regierung werden. 
Es komme darauf an, Barrieren für Bildungsge-
rechtigkeit aus dem Weg zu räumen, und zwar 
von der Kita bis zur Universität. Mit dem Haus-
haltsentwurf werde deutlich: „Wir setzen auf 
Vorsorge als umfassenden Politikansatz.“ Es sei 
Anspruch der Landesregierung, jetzt Geld in die 
Hand zu nehmen, um zukünftig Geld zu sparen. 
In diesem Sinne sei es notwendig, die Kommu-
nen mit Unterstützung des Bundes wieder fi-
nanziell auf eigene Beine zu stellen. Als weiteres 
Politikfeld nannte Römer die Industrie- und 
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Dr. Gerhard Papke (FDP) Wolfgang Zimmermann (Linke)
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Schwerpunkt

Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD)

Energiepolitik. Ökologische Herausforderungen 
und industriepolitische Erfordernisse seien nicht 
gegensätzlich, sondern würden von Rot-Grün 
gleichermaßen ernst genommen. 308 Tage sei die 
Landesregierung nun im Amt. „Und es werden 
viele mehr werden“, so der Sozialdemokrat. 

„Wir machen die Arbeit gerne weiter“, sagte 
auch Reiner Priggen, Grünen-Fraktionsvorsit-
zender. Er zog ebenfalls eine positive Bilanz 
zur Arbeit der rot-grünen Koalition. Sie habe 
dem „ideologischen Popanz ‚Privat vor Staat‘“ 
ein Ende gesetzt, Schluss gemacht mit der 
Kommunalfeindlichkeit und mit der Mitbe-
stimmungsfeindlichkeit der FDP in der Vor-
gängerregierung. „Wir begrüßen modernste 
Kraftwerke“, verwies der Grüne zudem auf mindestens  
13 Kohle- und Gaskraftwerksblöcke, die Rot-
Grün unterstütze, um den Übergang zu mehr 
erneuerbaren Energien zu gestalten. Die Schul-
politik zeichne sich durch mehr Entscheidungs-
spielraum für die Kommunen aus, solange 
Abschlüsse vergleichbar blieben. Gleichzeitig 
strebe die Landesregierung einen Schulfrieden 
mit den anderen Landtagsfraktionen und Ak-
teuren der Schulpolitik an. Priggen freute sich 
über entsprechende Gesprächsangebote der 
CDU und lobte auch deren Paradigmenwechsel 
bei den Kommunalfinanzen, vermisste ansons-
ten aber eine gradlinige Oppositionsstrategie 
der Fraktion. Die FDP habe ein Jahr lang keinen 
substanziellen Beitrag geleistet, wohingegen 
die oppositionellen Linken ein Stück weit ihre 
Gestaltungsmöglichkeiten nutzten. Als nächs-
tes wolle man mehr Demokratie ermöglichen, 
kündigte Priggen Vorhaben der näheren Zu-
kunft an. „Arbeit gibt es genug.“

„Ihnen fehlt die Kraft, Sparmaßnahmen auf 
den Weg zu bringen“, attackierte der FDP-Frak-
tionsvorsitzende Dr. Gerhard Papke die rot-grüne 
Landesregierung. Sie habe die Aufnahme neuer 
Schulden zur Staatsphilosophie erhoben. Dies 
sei weder zukunftsorientiert noch sozial gerecht. 
So bedeute die Ersetzung von Studiengebühren 

durch Haushaltsmittel, dass die Arzthelferin 
die Ausbildung des Chefarztes bezahle. Auch 
das beitragsfreie Kindergartenjahr „auf Pump“ 
gehe letztendlich zu Lasten der Kinder selbst. 
Die Linkspartei habe als „Wackeldackel“ keine 
eigene Haltung und verhelfe der „heimlichen 
rot-rot-grünen Koalition“ stets zur Mehrheit. 
Den Grünen warf der FDP-Sprecher eine in-
dustriefeindliche Politik vor, wie der gerichts-
anhängige Kraftwerksneubau in Datteln zeige. 
Nach dem von ihnen initiierten kommenden 
Klimaschutzgesetz werde in NRW keine nen-
nenswerte Industrieansiedlung mehr möglich 
sein, befürchtete der FDP-Sprecher. Wirtschafts-
minister Voigtsberger jedenfalls setze dem nichts 
entgegen. Er sei ebenso eine Fehlbesetzung wie 
Wissenschaftsministerin Schulze, die das Parla-
ment belogen habe, und Innenminister Jäger, der 
nicht den Mut zur Aufklärung der Tragödie bei 
der Loveparade habe. Gesprächsbereit zeigte sich 
Papke mit Blick auf die Schulpolitik, sofern es 
sich um eine „Qualitätsdebatte“ handele.

Rot-Grün sei mit dem Haushalt als Tiger ge-
sprungen, aber als Bettvorleger gelandet, 
konstatierte Linken-Fraktionschef Wolfgang 
Zimmermann. Die Koalition habe die geplante 
Neuverschuldung ohne Not auf 4,8 Milliarden 
Euro reduziert. „Wir teilen die Ansicht der Lan-
desregierung, dass das gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht gestört ist“, betonte er. Deshalb 
wäre es eigentlich richtig gewesen, mehr zu in-
vestieren, anstatt den Schuldenansatz von gut 
7 Milliarden Euro zu kürzen, argumentierte 
Zimmermann. „Diese 3 Milliarden fehlen nun 
in diesem Land.“ Der Finanzminister habe es 
versäumt, mit dem unerwarteten Steuerplus 
die Konjunktur zu stützen. Zimmermann be-
zeichnete den Haushalt daher als Enttäuschung. 
Zwar verzichte dieser auf Privatisierung und So-
zialabbau. Doch: „Statt konsequenter präventi-
ver Sozialpolitik erleben wir ein Einknicken vor 
den abgewählten neoliberalen Parteien CDU 
und FDP“, kritisierte Zimmermann. Es bleibe 
skandalös, dass die Regierung die wegfallenden 

Studiengebühren nicht entsprechend kompen-
siere, so einer seiner Kritikpunkte. Gleichzeitig 
forderte er, die Schuldenbremse gehöre auf den 
„Müllhaufen der Geschichte“. Sie verhindere 
ein soziales Zukunftsinvestitionsprogramm. 
„Leiten Sie den überfälligen Politikwechsel ein“, 
forderte der Linke die Ministerpräsidentin auf. 

„Wenn wir diesen Haushalt verabschieden, 
schaffen wir damit die finanzielle Basis für 
eine gute Zukunft unseres Landes NRW“, sagte  
Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD). Es sei rich-
tig und wichtig, in Kinder und Bildung zu in-
vestieren, um dem Fachkräftemangel vorzubeu-
gen. Kein Kind dürfe zurückgelassen werden, 
verwies Kraft auf geplante bildungspolitische 
Reformen. Es gelte außerdem der Grundsatz 
„Stadt und Land: Hand in Hand“, denn die 
Regierung nehme die Sorgen und Nöte der 
Kommunen ernst. Die Kritik der Opposition 
an der Gemeindefinanzierung nannte Kraft 
„verlogen“, da Rot-Grün in diesem Bereich von 
der Vorgängerregierung versäumte, statistische 
Anpassungen vornehmen müsse. Die Regie-
rungschefin erklärte, NRW zu einem „Land der 
guten Arbeit“ machen zu wollen. Sie sprach 
sich für flächendeckenden Mindestlohn und 
mehr Mitbestimmung sowie gegen Dumping-
Löhne und befristete Arbeitsverträge aus. Die 
Regierung habe zudem als Ziel vor Augen, dass 
NRW Industrieland bleiben müsse. Mit einem 
Klimaschutzgesetz wolle sie zugleich deutlich 
machen, dass dieser als Fortschrittmotor zu 
verstehen sei. Die Ministerpräsidentin betonte, 
mit einer Politik der Vorbeugung die Schulden 
Nordrhein-Westfalens nachhaltig zurückfüh-
ren zu wollen. Diesen Weg werde die Regierung 
konsequent weiter beschreiten.  cw/sow/bra/sw

Der Haushalt 2011 hat mit den Stimmen von SPD und Grü-
nen eine knappe Mehrheit gegen die Stimmen von CDU 
und FDP gefunden, weil die Linksfraktion sich enthalten 
hat. Auch das Gemeindefinanzierungsgesetz 2011 wurde 
mit demselben Abstimmungsergebnis beschlossen.
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Laufende Gesetzgebung

Gesetzgebung

Drs.-Nr. Gesetz/Initiator Federführender 
Fachausschuss

Gepl. Beratungs-
schritte

15/1930 Änderung des Abgeordne-
tengesetzes und des Frakti-
onsgesetzes, alle Fraktionen

Vorschlag: 
Haupt- und Me-
dienausschuss

1. Lesung
18.5.2011

15/1929 Erstes Gesetz zur Ände-
rung des Kinderbildungs-
gesetzes und zur Änderung 
des Ersten Gesetzes zur 
Ausführung des Kinder- 
und Jugendhilfegesetzes, LR 

Vorschlag: Aus-
schuss für Fami-
lie, Kinder und 
Jugend

1. Lesung
19.5.2011

15/1927 Unabhängigkeit des 
Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit, SPD, Grüne 
und FDP

Vorschlag:  
Innenausschuss

1. Lesung
18.5.2011

15/1924 Festsetzung des Steuersat-
zes für die Grunderwerb-
steuer, SPD und Grüne

Vorschlag:  
Haushalts- und 
Finanzausschuss

1. Lesung
19.5.2011

15/1915 Sechstes Gesetz zur Än-
derung des Schulgesetzes, 
CDU

Vorschlag:  
Schulausschuss

1. Lesung
19.5.2011

15/1876 Änderung des Gesetzes zur 
Förderung und Nutzung 
von Wohnraum, LR

Vorschlag:  
Bauausschuss

1. Lesung
19.5.2011

15/1875 Gesetz zur Änderung des 
Hochschulgesetzes und des 
Kunsthochschulgesetzes, LR

Vorschlag:  
Wissenschafts-
ausschuss

1. Lesung
18.5.2011

15/1690 Änderung des ÖPNVG 
NRW – Anpassung an 
Vorgaben der VO (EG) 
1370/2007 zur Direktverga-
be im Öffentlichen Perso-
nennahverkehr, CDU

Ausschuss für 
Bauen, Wohnen 
und Verkehr

Schriftliche 
Anhörung;
abschließende 
Beratung 
9.6.2011

15/1684 Festsetzung des Steuersat-
zes für die Grunderwerb-
steuer, Linke

Haushalts- und 
Finanzausschuss

Rücknahme 
angekündigt

15/1644 Gesetz zur Änderung des 
Landespersonalvertretungs-
gesetzes und des WDR-
Gesetzes, LR

Innenausschuss Abschluss-
beratung 
9.6.2011

15/1438 Gesetz über die vorüberge-
hende Aufnahme ehemali-
ger Sicherungsverwahrter 
in Einrichtungen des Justiz-
vollzuges, LR

Rechtsausschuss Weitere Aus-
schussbera-
tung 1.6.2011
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Abgeschlossene Gesetzgebung – im Plenum vom 13./14. April entschieden
Drs.-Nr. Gesetz Initiator Abstimmung im Plenum Beschluss
15/1002
15/1354

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein- 
Westfalen an die Gemeinden und Gemeindeverbände im  
Haushaltsjahr 2011 (Gemeindefinanzierungsgesetz – GFG 2011)

Landesregierung 2. Lesung 13./14.4.2011
3. Lesung 18.5.2011

angenommen

15/1000
15/1300

Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nord- 
rhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2011 (Haushaltsgesetz 2011)

Landesregierung 2. Lesung 13./14.4.2011
3. Lesung 18.5.2011

angenommen

15/975 Gesetz zur Wiedereinführung der Stichwahl Landesregierung 3. Lesung 15.4.2011 angenommen

Ein Gesetzesentwurf wird mindestens zweimal im Plenum behandelt (1. und 2. Lesung). Dazwischen wird er von den zuständigen Fachausschüssen 
beraten. Im Internet finden Sie unter www.landtagintern.de Links zu ausführlicheren Informationen. Diese werden in der Regel wöchentlich aktualisiert.

Drs.-Nr. Gesetz/Initiator Federführender 
Fachausschuss

Gepl. Beratungs-
schritte

15/1312 Gesetz zur Erleichterung 
von Volksbegehren,  
SPD und Grüne

Innenausschuss Anhörung 
9.6.2011

15/1269 Gesetz zur Gleichstellung 
der eingetragenen Lebens-
partnerschaft mit der Ehe 
im Besoldungs- und Ver-
sorgungsrecht, LR

Haushalts- und 
Finanzausschuss 

Plenum 
18.5.2011

15/1068 Gesetz zur Änderung der 
Verfassung für das Land 
NRW (Artikel 83), CDU 
– Schuldenbremse –

Haupt- und  
Medienausschuss

in Beratung 
 

15/977 Gesetz zur Änderung  
des Wasserentnahme- 
entgeltgesetzes, LR

Haushalts- und 
Finanzausschuss

Beratung 
wird fort- 
gesetzt

15/976 Änderung des Landesim-
missionsschutzgesetzes, LR
– Kinderlärm –

Umweltausschuss Ausschuss- 
beratung
8.6.2011

15/853 Gesetz zur Änderung des 
Nachbarrechtsgesetzes – 
Wärmedämmung und 
grenzständige Gebäude, 
SPD und Grüne

Rechtsausschuss Plenum 
18.5.2011

15/666 Gesetzentwurf zur  
Änderung des § 76 der  
Gemeindeordnung NRW,
SPD und Grüne

Ausschuss für 
Kommunalpolitik

Plenum 
18.5.2011

15/484 Abschaffung der Video-
überwachung von zwangs-
weise untergebrachten 
Patientinnen und Patienten 
in der Psychiatrie, FDP

Ausschuss für 
Arbeit, Gesund-
heit, Soziales und 
Integration

Anhörung 
geplant

15/474 Gesetz zum Erlass eines 
Bibliotheksgesetzes und 
zur Änderung der Land-
schaftsverbandsordnung, 
CDU

Kulturausschuss  Beratung 
wird fort- 
gesetzt

15/465 Gesetz zur Einleitung von 
Abwahlverfahren von Bür-
germeistern und Landräten 
durch Bürgerbegehren, 
Linke

Ausschuss für 
Kommunalpolitik 

Plenum 
18.5.2011

LR = Landesregierung; Gesetzestitel zum Teil verkürzt 
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Bislang sei der Kindermangel unter Akademike-
rinnen und Akademikern besonders auffallend, 
heißt es im Antrag der CDU. Nur etwa sieben 
Prozent der Studierenden hätten Nachwuchs. 
Aufgrund der Mehrfachbelastung und höhe-
rer Lebenshaltungskosten dauere bei ihnen 
häufig das Studium länger. Rund 54 Prozent 
der Studierenden mit Kind brächen ihr Studi-
um sogar ab. „Die Universitäten begrüßen die 
Forderung nach Kinderbetreuung und sind 
grundsätzlich aufgeschlossen für neue Modelle 
zur Verbesserung der Familienfreundlichkeit“, 
betonte Prof. Dr. Ulrich Radtke von der Lan-
desrektorenkonferenz (LRK) der Universitä-
ten in NRW. Diese solle aber nicht über einen 
Wettbewerb der Hochschulen geregelt wer-
den, sondern über individuelle Programme. 

Aus Sicht des Sachverständigen bedinge eine 
flexible Studien- und Arbeitsorganisation zur 
Entlastung familiär eingebundener Studieren-
der auch eine Sensibilisierung und Schulung 
der wissenschaftlichen Führungskräfte. Nach 
Ansicht der Landesrektorenkonferenz sollte 
ein solcher Antrag außerdem familiäre Belan-
ge von Hochschulbeschäftigten mit pflegebe-
dürftigen Angehörigen aufnehmen. All diese 
Kosten „müssen derzeit von den Hochschulen 
trotz knapper Haushaltsmittel selbst getragen 
werden“, so die LRK. Eine finanzielle Unter-
stützung sei daher dringend notwendig. 

Dreh-und Angelpunkt der Anhörung war 
die Betreuung der Kinder unter drei Jahren. 
„Diese entscheidet, ob ich ein Studium ab-
breche“, erklärte Prof. Dr. Brigitte Grass für 

die Landesrektorenkonferenz der Fachhoch-
schulen. „35 Prozent der Fachhochschulen in 
NRW haben das Zertifikat familiengerech-
te Hochschule, 18 Prozent befinden sich im 
Zertifizierungsprozess“, erläuterte Grass, die 
zugleich auch Präsidentin der Fachhochschu-
le Düsseldorf ist. In Bundesländern wie Ba-
den-Württemberg, Hessen, Brandenburg und 
Sachsen-Anhalt seien die Hochschulen anders 
als in NRW schon vor mehreren Jahren durch 
Förderprogramme bei der Umsetzung famili-
engerechter Maßnahmen finanziell unterstützt 
worden. „Wir wissen nicht mehr, woher wir das 
Geld nehmen sollen“, mahnte Grass. Die Ver-
einbarkeit von Studium und Familie sei aber 
gerade angesichts des drohenden Fach- und 
Führungskräftemangels und des demographi-
schen Wandels wichtiger denn je. Um dies zu 
gewährleisten, sind nach Ansicht der Expertin 
flexible und regionale Kinderbetreuungen, ein 
„Notfall-Angebot“ während zusätzlicher Se-
minare sowie die Vernetzung von Hochschu-
len und familienberatenden Einrichtungen 
dringend nötig. 

Kinderbetreuung

„Das Angebot in Nordrhein-Westfalen ist noch 
sehr schlecht“, stellte auch Gisela Erler von 
der pme Familienservice GmbH Berlin fest 
und bezog sich vor allem auf die Betreuung 
der unter Dreijährigen. „Berlin hat 140.000 
Kita-Plätze bei 3,5 Millionen Einwohnern, 
NRW hat 90.000 Plätze bei etwa 18 Millionen 
Einwohnern“, ergänzte die zentrale Gleichstel-
lungsbeauftragte der Humboldt-Universität 
Berlin, Dr. Ursula Fuhrich-Grubert. Das Ber-
liner Programm zur Förderung der Chancen-
gleichheit habe in fünf Jahren 13 Millionen 
Euro bereitgestellt, NRW brauche mindestens 
2 Millionen Euro plus 50 Prozent Eigenanteil 
der Hochschulen, so Fuhrich-Grubert. „Geben 
Sie das Geld in die richtige Richtung und no-
vellieren sie das Bafög-Gesetz, so dass Bafög 
auch für ein Teilzeitstudium beansprucht 
werden kann“, appellierte Christina Schrandt 
vom Landes-Asten-Treffen NRW an die Poli-
tik. „Die Hochschulen allein können das nicht 
schaffen“, fasste Prof. Dr. Marianne Genenger-
Stricker von der katholischen Hochschule 
NRW die Meinung der Mehrzahl der Fachleute  
zusammen.  Andrea Stockhausen
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Sachverständige bei der Anhörung.  Foto: Schälte

Familienfreundliches Studium 
Wie kann das Studieren mit Kind leichter werden?
 
6. Mai 2011 – Mit Kind zu studieren, ist eine Herausforderung. Dafür, meint die CDU-Frak-
tion, seien die Rahmenbedingungen gar nicht so schlecht: bessere Studienbedingungen durch 
das bundesweite Studienbeitragsgesetz, mehr Betreuungsplätze für Kleinkinder durch das 
Kinderbildungsgesetz. Unzureichend ist nach ihrer Auffassung aber die Familienförderung an 
Hochschulen selbst. „Familienfreundlichkeit an Hochschulen verbessern“ lautet deshalb ihr 
Antrag (Drucksache 15/675). In einer gemeinsamen öffentlichen Anhörung des Wissenschafts-
ausschusses (Vorsitz Arndt Klocke, Grüne) und des Familienausschusses (Vorsitz Margret Vosse-
ler, CDU) waren sich die Sachverständigen einig: Die Familiengründung parallel zum Studium 
könne vor allem durch flexible Kinderbetreuung gefördert werden. 

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation/Dokumente/Inhalt.jsp
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politik. Während CDU und FDP die Einfüh-
rung von ökologischen Vorrangflächen für 
zehn Prozent der Fläche eines jeden landwirt-
schaftlichen Betriebs ablehnten, sprachen sich 
SPD, Grüne und Linke für dieses Konzept der 
Landesregierung aus. Staatssekretär Udo Pa-
schedag aus dem Umweltministerium betonte, 
eine verstärkte Ökologisierung sei notwendig 
und auf europäischer Ebene bereits Konsens. 
NRW müsse sich hier anpassen, um für die 

Landwirtschaft auch zu-
künftig eine entspre-

chende finanzielle 
Unterstützung aus 

Brüssel zu erhalten. Der Antrag der CDU wur-
de bei Zustimmung der FDP mit den Stimmen 
von SPD, Grünen und Linken abgelehnt.

Extreme Welten

12. Mai 2011 – Die Chefin des NRW-Verfas-
sungsschutzes, Mathilde Koller, hat im Haupt- und 
Medienausschuss (Vorsitz Wolfram Kuschke, SPD) 
die Ergebnisse des Verfassungsschutzberichts 
2010 vorgestellt. Als ein wesentliches Problem 
nannte sie die zunehmenden Zusammenstöße 
von Rechts- und Linksextremisten. In NRW 
seien derzeit rund 3.700 Menschen rechtsext-
remistisch und 2.800 linksextremistisch organi-
siert. Ein weiteres Augenmerk des Verfassungs-
schutzes liege zurzeit auf dem islamistischen 
Terrorismus, auch wenn es keine Anschlagshin-
weise gebe, sagte Koller. Dazu trügen auch aktu-
elle Vorfälle wie jüngst die Festnahme von drei 
Al-Qaida-Anhängern in Düsseldorf bei. Eines 
der Hauptmedien der islamistischen Extremis-
ten sei das Internet. Darüber erreichten sie vor 
allem junge Menschen. „Es macht uns deshalb 
Sorge, weil es so schleichend passiert“, erklärte 
Koller. Islamistische Organisationen zählten in 
Nordrhein-Westfalen rund 8.600 Mitglieder. 
Erstmals seit einigen Jahren taucht auch die Or-
ganisation Scientology wieder im Bericht auf. 

Bohrende Fragen

11. Mai 2011 – Paradigmenwechsel oder 
Falschaussage? Die FDP bewertet Regierungs-
aussagen zu Anträgen über das sogenannte Fra-
cking bei Erdgasbohrungen in Oppenwehe als 
letzteres und beantragte im Wirtschaftsausschuss 
(Vorsitz Dr. Jens Petersen, CDU) eine aktuelle 
Viertelstunde. Am 12. Januar 2010 hatte Wirt-
schaftsminister Harry Kurt Voigtsberger vor 
dem Ausschuss erklärt, eine solche Maßnahme 
sei weder beantragt noch genehmigt worden. 
Nunmehr habe er einräumen müssen, so Diet-
mar Brockes (FDP), 
dass einem entspre-
chenden Antrag 
im Jahr 2009 doch 
stattgegeben wor-
den sei. Der Minis-
ter sah ebenso wie 
die Abgeordneten 
von SPD und Grü-
nen die Ursachen 
für die Informa-
tionspanne nicht 
in der Gegenwart, 
sondern in der Ver-
gangenheit. Immer-
hin sei die Genehmi-
gung zu schwarz-gelber Regierungszeit erteilt 
worden. Und diese habe weder Parlament 
noch Öffentlichkeit informiert. Allerdings, so 
Voigtsberger, habe die entsprechende Bohrung 
dann nicht stattgefunden. Nun wolle man alles 
aufklären und eine chronologische Zusam-
menstellung aller Maßnahmen seit den 60er-
Jahren vorlegen. Dies, so die rot-grüne Regie-
rungsseite, sei ein Paradigmenwechsel hin zu 
mehr Transparenz und Information.

Europäische Agrarpolitik und  
Landwirtschaft in NRW

11. Mai 2011 – Welche Konzepte sind geeignet, 
um die nordrhein-westfälische Landwirtschaft 
in Europa zu stärken? Diese Frage beschäftig-
te die Abgeordneten im Landwirtschaftsausschuss 
(Vorsitz Friedhelm Ortgies, CDU). Die Euro-
päische Kommission erarbeitet derzeit Vor-
schläge, wie die gemeinsame Agrarpolitik bis 
zum Jahr 2020 ausgestaltet werden soll. Die 
CDU-Fraktion im Landtag nahm dies zum 
Anlass, in einem Antrag die aus ihrer Sicht 
erforderlichen Konzepte zur Stärkung der 
nordrhein-westfälischen Landwirtschaft im 
europäischen Rahmen zu formulieren (Drs. 
15/852). Im Ausschuss ging es dabei um eine 
verstärkt ökologische Ausrichtung der Agrar-

Kosten der Kandidatur?

12. Mai 2011 – Innenminister Ralf Jäger hat sich 
im Innenausschuss (Vorsitz Monika Düker, Grüne) 
der Frage gestellt, ob man sich in der Duisbur-
ger SPD, der er vorsteht, Mandate kaufen könne. 
Der Frage der FDP zugrunde lagen Medienbe-
richte, nach denen dortige Parteimitglieder bis 
zu 800 Euro hätten bezahlen sollen, um bei der 
Kommunalwahl kandidieren zu dürfen. Diese 
Vorwürfe hat der Minister als falsch und nicht 
mit seinem Demokratieverständnis vereinbar 
zurückgewiesen. Zwar hätten viele Kandidatin-
nen und Kandidaten eine freiwillige Erklärung 
unterzeichnet, nach der sie sich an den Wahl-

kampfkosten beteiligen 
sollten. Jedoch sei 
das Schriftstück be-
deutungslos für die 
Kandidatenauswahl 
gewesen, da diese 
auf Ebene der Orts-
verbände zum Zeit-
punkt der Erklärung 
bereits abgeschlos-
sen gewesen sei. 
Auch hätten nicht 
alle Kandidatinnen 

und Kandidaten die 
Erklärung unterzeichnet, seien aber trotzdem 
von der Partei unterstützt worden. 

Illegale Parteifinanzierung?

16. Mai 2011 – Die Frage, ob es seitens der SPD 
ein System gab oder gibt, sich gemeinnütziger 
Unternehmen, um Parteispenden zu akquirieren, 
stand im Mittelpunkt einer Sondersitzung des 
Rechtsausschusses (Vorsitz Dr. Robert Orth, FDP). 
Aufgeworfen hatten die Frage sowohl CDU als 
auch FDP im Zusammenhang mit untersuchten 
Aktivitäten eines Rechtsanwalts in Krefeld. Jus-
tizminister Thomas Kutschaty (SPD) erläuterte, 
dass zwei im Dezember 2008 an die SPD gezahlte 
Spenden unmittelbar nach der Information, es 
handele sich um Spenden unter falschen Namen, 
zurückgezahlt worden seien. Der jetzt aktuelle 
Anfangsverdacht, es seien Aufträge gegen Par-
teispenden „zugeschanzt“ worden, werde derzeit 
von der Staatsanwaltschaft Krefeld untersucht. 
Mit Blick auf die dargestellte „Unmittelbarkeit“ 
verlangten CDU, FDP und Linkspartei eine Prä-
zisierung der Daten von Spendenzahlung und 
Rückzahlung. Die Linkspartei kritisierte ge-
nerell einen „dubiosen Umgang mit Spenden“ 
und wandte sich gegen den ebenfalls angespro-
chenen Zusammenhang von Spenden und Kan-
didatur für ein politisches Mandat.

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation/Dokumente/Inhalt.jsp


Städte stärken
Mehr Handlungsspielraum durch Kooperation?

 
13. Mai 2011 – Entlastet eine interkommunale Zusammenarbeit Städte und 
Gemeinden auch finanziell, wie die FDP argumentiert (Drs.15/858)? Über  
diese Frage haben Sachverständige im Ausschuss für Kommunalpolitik  

(Vorsitz Carina Gödecke, SPD) diskutiert.
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Nicht zuletzt durch die Folgen der Weltwirt-
schaftskrise haben die Haushaltsprobleme vie-
ler Kommunen nach Ansicht der FDP ein bis-
her unbekanntes Maß erreicht. Ein wichtiges 
Instrument zur Absicherung deren Handlungs-
fähigkeit sieht die Fraktion in einer interkom-
munalen Zusammenarbeit: Durch diese könn-
ten Kosten der Kernverwaltung gesenkt und 
Ressourcen effizienter genutzt werden. Bei der 
Steuerung dieser Entwicklung „stehen der Bund, 
das Land Nordrhein-Westfalen und die kom-
munalen Gebietskörperschaften in der Pflicht“, 
heißt es in dem FDP-Antrag (Drs. 15/858). In 
einer Anhörung zu dem Papier waren sich die 
Fachleute kommunaler Spitzenverbände und 
Organisationen einig: Eine Zusammenarbeit in 
Teilbereichen sei konstruktiv, verspreche aber 
keine rasche Lösung der aktuellen Finanzpro-
bleme. 

Nach Aussage von Dr. Helmut Fogt ist die 
Idee der interkommunalen Zusammenarbeit 
nicht neu. „Der Städtetag hat schon 2003 einen 
Katalog erstellt“, so der Beigeordnete des Städte-
tags NRW. Seine Institution räume dem Thema 
gemeinsam mit dem Deutschen Städtetag einen 
hohen Stellenwert ein. „Die Synergie-Effekte sind 
unbestritten“, betonte der Leiter des Dezernates 
Personal und Organisation. Auf zahlreichen Ge-
bieten würden Kommunen bereits erfolgreich 
zusammenarbeiten, zum Beispiel in der Abfall- 
entsorgung, der Abwasserbeseitigung, im Tou-
rismus, in der Datenverarbeitung sowie bei Call 
Centern.

Das größte Rationalisierungspotenzial inter-
kommunaler Zusammenarbeit sah der Städtetag 
bei staatlich übertragenen Aufgaben, die in NRW 
nach den gleichen Rechts- und Verfahrensvor-
schriften erfolgten. „Dies ermöglicht eine weitrei-

chende Vereinheitlichung“, so Dr. Fogt. 
Aufgaben im Hintergrund könnten 
interkommunal in Front- oder Back-
Office erledigt werden. Die Novelle der 
Gemeindeordnung im Dezember 2010 
(Abs.1 Nr. 2) hat laut Städtetag eine 
wichtige rechtliche Hürde abgebaut. 
Darin wurde die Beschränkung für die 
Gründung interkommunaler Dienstleis-
tungs- und Beschaffungsgesellschaften 
aufgehoben. An eine sofortige Lösung 
der Finanzprobleme der Kommunen 
glaubt Dr. Fogt zwar nicht. Zur mittel- 
und langfristigen Haushaltssicherung 
könne die interkommunale Zusam-
menarbeit jedoch einen wichtigen Bei-
trag leisten, da „in erheblichem Maße 
Personal, Sachmittel und Immobilien 
freigesetzt werden können“. Als Beispiel 
führte der Städtetag das Servicecenter 
von Wuppertal, Remscheid und Solin-
gen an, das kostengünstig Dienstleistun-
gen der bergischen Städte erledigt. 

Hemmnisse

Hans-Gerd von Lennep vom Städte- 
und Gemeindebund NRW verwies auf 
die „sehr heterogene“ IT-Landschaft 
in NRW mit 31 Rechenzentren und 65 
nicht an Rechenzentren angeschlosse-
nen Kommunen. Da die IT-Systeme 
der Verwaltungen nicht alle mitei-
nander verbunden seien, stocke der 
ungehinderte Datenfluss noch. „Wo 
interkommunale Zusammenarbeit 
praktiziert wird, erfolgt sie zu allgemei-

ner Zufriedenheit“, so von Lennep. Hemmnisse 
sah er in der unterschiedlichen Leistungskraft 
der Kommunen, ihrer Konkurrenzsituation 
und der Furcht, Gestaltungsfreiheit zu verlie-
ren. Möglicherweise sei eine Zusammenarbeit 
nur durch den Gesetzgeber zu erreichen. Auch 
der Städtetag NRW begrüßte die Einrichtung 
einer Projektgruppe „Interkommunale Zusam-
menarbeit“ beim NRW-Ministerium für Inne-
res und Kommunales. 

„Interkommunale Zusammenarbeit kann 
Kosten senken, ist aber kein Allheilmittel gegen 
die desolate Finanzlage der Kommunen“, mahn-
te Dr. Marco Kuhn vom Landkreistag NRW. Er 
empfahl, mit Blick auf den demografischen 
Wandel die Aufgabenordnung im kreisangehö-
rigen Raum auszuloten. Insbesondere kleinen 
und mittleren Kommunen stelle sich die Frage, 
wie sie ihre Aufgaben angesichts sinkender Ein-
wohnerzahlen dauerhaft wahrnehmen könnten. 
„So ist es fraglich, ob eine Untere Bauaufsicht 
oder eine Ausländerbehörde bei den Städten 
noch sinnvoll ist.“ 

Von der privaten Wirtschaft lernen, die Zu-
sammenarbeit im IT-Bereich verbessern und 
Aufgaben bündeln: Das seien wichtige Schritte 
auf dem Weg zur interkommunalen Zusam-
menarbeit, stimmte Werner Haßenkamp von 
der Gemeindeprüfungsanstalt NRW seinen 
Vorrednern zu. Die kommunalen Spitzenver-
bände warnten aber davor, die Kosten dafür 
im Vorfeld zu unterschätzen. „Wichtig ist eine 
Anschub-Finanzierung“, riet Markus Both, 
Prokurist der d-NRW Besitz-GmbH & Co. KG 
Dortmund. Das Unternehmen erarbeitete im 
Auftrag des NRW-Ministeriums für Inneres 
und Kommunales den Modelversuch „Vernetz-
te Verwaltung“.  Andrea Stockhausen
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Die Gesellschaft für innovative Beschäftigungs-
förderung geht davon aus, dass bundesweit bis 
zu 450.000 Menschen keine Integrationsperspek-
tive auf dem Arbeitsmarkt haben. In Nordrhein-
Westfalen sind davon umgerechnet rund 100.000 
Arbeitslose betroffen. Für diese langzeitarbeits-
losen Menschen mit Vermittlungsproblemen will 
die SPD im Düsseldorfer Landtag die Chance für 
eine sinnvolle Beschäftigung eröffnen und hat 
die Eckpunkte für einen sozialen Arbeitsmarkt 
in einem Positionspapier konkretisiert. Diese 
Beschäftigungsverhältnisse sollen sozialversiche-
rungspflichtig sein und tariflich vergütet wer-
den. Um einen „Drehtüreffekt“ zu vermeiden, 
müssen auch längerfristige Arbeitsverhältnisse 
möglich sein. Schließlich wird in der Regel nur 
durch eine längerfristige Beschäftigung die Wie-
dererlangung von Beschäftigungsfähigkeit und 
Qualifizierung erreicht.

Das SPD-Konzept sieht vor, dass einem brei-
ten Spektrum von Unternehmen, Arbeitgebern 
und gemeinwohlorientierten Verbänden die 
Möglichkeit eröffnet wird, geförderten Langzeit-
arbeitslosen einen Arbeitsplatz anzubieten. Das 
erhöht die Arbeitsmarktnähe und kann gleich-
zeitig dem Fachkräftemangel entgegenwirken. 
Zur Finanzierung dieser sinnvollen Beschäfti-
gung sollen die Mittel genutzt werden, die bisher 
in die Finanzierung der Arbeitslosigkeit gesteckt 
wurden. Der Kern des sozialen Arbeitsmarktes 
ist es, die dauerhafte Beschäftigung anstelle der 
Arbeitslosigkeit zu finanzieren. Das Positions-
papier „Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren 
– Beschäftigungschancen neu denken“ kann 
kostenlos bei der Pressestelle der SPD-Fraktion 
NRW, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf, 
bestellt werden. Natürlich findet man es auch im 
Internet: www.spd-fraktion.landtag.nrw.de 

Sozialer Arbeitsmarkt –  
Sinnvolle Beschäftigung statt  
Arbeitslosigkeit finanzieren
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CDU will Verbundschulen ausbauen

Angesichts der demographischen Entwicklung 
in NRW hat die CDU-Landtagsfraktion ein neu-
es Schulgesetz vorgelegt, das die Gründung von 
Verbundschulen aus Haupt- und Realschulen 
sowohl in Städten als auch im ländlichen Bereich 
deutlich erleichtern soll. Beispielsweise sollen nur 
noch zwei statt wie bisher drei Parallelklassen zur 
Genehmigung einer Verbundschule ausreichen. 
Das sei eine praxisnahe und pragmatische Lö-
sung, um trotz rückläufiger Schülerzahlen auch 
künftig ein wohnortnahes Schulangebot vorhal-
ten zu können.

„Die Gründung einer Verbundschule ist durch 
den Schulträger im Einvernehmen mit der Schule 
und der Region zu beschließen“, betont Fraktions-
vize Klaus Kaiser (r.). Regionale Schulentwick-
lungspläne auf Kreisebene wie auch kreisübergrei-
fend könnten kommunale Konkurrenzen, die zur 
Zerstörung einer gewachsenen Schullandschaft 
führen, verhindern. Weiterhin werde zur Bewäl-
tigung der demographischen Herausforderung 
die Bildung von Schul-Teilstandorten erheblich 
erleichtert und die Fortführung einzügiger Haupt-
schulen ohne Einschränkung ermöglicht.

„Schulpolitik muss jedem Kind mit seinen 
spezifischen Fähigkeiten oder auch Defiziten 
Chancen eröffnen“, erklärt Thomas Sternberg 
(r.), schulpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion. 
„Eine Gesellschaft mit weniger Kindern und mehr 
Älteren ist auf jede Begabung angewiesen. Wir 
brauchen die optimale Förderung aller – derjeni-
gen, denen Lernen leichter fällt, wie auch derjeni-
gen, denen Lernen vergleichsweise schwerer fällt. 
Dem wird am besten ein vielfältiges Schulangebot 
mit spezifischen oder großen, binnendifferenzier-
ten Schulen gerecht.“ 

Kaiser: „Deshalb ist die CDU-Landtagsfrakti-
on der Auffassung, dass keine gut funktionieren-
den Schulen aufgelöst werden sollen. Aber eine 
Weiterentwicklung soll dort möglich gemacht 
werden, wo demographische Entwicklungen und 
Änderungen des Schulwahlverhaltens zu neuen 
Lösungen drängen.“ Foto: Werner Heiber, Fotolia.com
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Wir befinden uns in energiepolitisch spannenden 
Zeiten: Selten zuvor war die Ausrichtung der deut-
schen Energiepolitik so in aller Munde und die ge-
waltigen Herausforderungen in der Energiepolitik 
im öffentlichen Bewusstsein. Nordrhein-Westfa-
len als größtes Bundesland mit einer energiein-
tensiven Industrie und hohen CO

2
-Emissionen 

muss schon frühzeitig geeignete Alternativen zur 
Kohle- und Atomkraft finden und ausbauen. Ein 
großes – bisher unzureichend ausgeschöpftes – 
Potenzial liegt in der Windenergie.

Mit dem Plan, 15 
Prozent der Strom-
erzeugung im Jahr 
2020 aus Wind-
energie zu erzie-
len, hat sich die 

Landesregierung ein ehrgeiziges Ziel gesetzt. Ein 
neuer Windenergieerlass soll dazu ein neues Ka-
pitel in der Energieversorgungsstruktur in NRW 
aufschlagen. Dieser ist im intensiven und kons- 
truktiven Dialog mit der Windenergiebranche 
und Naturschutzverbänden erstellt worden. Im 
Gegensatz zum alten spricht sich der neue Erlass 
gegen Höhenbeschränkungen aus und trägt da-
mit der technischen Entwicklung immer größerer 
und effizienterer Anlagen Rechnung. 

Neben Möglichkeiten der kommunalen 
Steuerung werden im Windkrafterlass auch die 
Möglichkeiten von Bürgerbeteiligung im Verfah-
ren sowie am Projekt selbst etwa bei Bürgerwind-
parks aufgegriffen. Das Klimaschutzministerium 
wird zudem mit einer Potenzialstudie geeignete 
Räume für den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und Perspektiven für eine stärkere regionale 
Wertschöpfung aufzeigen.

Gerade für Kommunen liegen in der Wind-
energie enorme Chancen für die lokale Wert-
schöpfung, Nachhaltigkeit und Klimaschutz. 
Doch was genau bedeuten die neuen Regelungen 
für die Kommunen? Welche Potenziale der Wind-
energie liegen vor Ort und wie können diese ge-
hoben werden? Wie können Beteiligungsmodelle 
für die Stadt und die Anwohner aussehen und 
welche Partner können dafür gewonnen werden? 

Diese Fragen haben wir in der vergangenen 
Woche mit 60 Interessierten ausführlich disku-
tiert. Mit dabei u. a. auch Vertreter des Umweltmi-
nisteriums und der Kommunen. Denn nur durch 
den stetigen Austausch können wir zu den besten 
Ergebnissen für alle gelangen. 

Neuer Wind für NRW!

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Aus den Fraktionen

Der LINKEN wird in Umfragen Kompetenz 
in sozialen Fragen zugesprochen. Für wirt-
schaftlich kompetent gehalten werden die 
„wirtschaftsnahen“ Parteien und Politiker. Die 
ökologische Kompetenz haben anscheinend die 
Grünen gepachtet.

Unionsparteien, Sozialdemokraten, Libera-
le und auch Grüne sind alle für die so genannte 
Schuldenbremse und für die Verwendung von 
Steuermehreinnahmen für die Konsolidierung 
der Haushalte. Sie weigern sich auch, gegen die 
chronische Unterfinanzierung der Landeshaus-
halte und der Kommunalhaushalte zu klagen. 
Alle vier haben sie den Konzernen und den Rei-
chen horrende Steuergeschenke gemacht und 
so die Not der öffentlichen Haushalte selbst 
herbeigeführt.

Um diese Not zu lindern und die Netto-
neuverschuldung in den nächsten Jahren auf 
null zu senken, verhindern sie nicht nur sozi-
al, sondern auch ökonomisch und ökologisch 
dringend gebotene Investitionen. Das schwächt 
die Realwirtschaft und ist unvereinbar mit dem 
Ziel, unseren Kindern und Kindeskindern le-
benswerte Perspektiven in einer menschenge-
rechten Welt zu hinterlassen.

Die Grünen hatten in ihrer Frühzeit den 
umfassenden Umbau der Industriegesellschaft 
gefordert. Übrig geblieben ist davon der schäbige 
Rest eines „New Green Deal“, mit dem die Profit-
interessen der Großkonzerne und Großbanken 
mit den Erfordernissen ökologischer Nachhal-
tigkeit versöhnt werden sollen. Das wird nicht 
gehen. Die öffentliche Hand muss Steuergerech-
tigkeit herstellen, viel Geld für ein Zukunftsin-
vestitionsprogramm in die Hand nehmen und 
den überfälligen sozial-ökologischen Umbau 
endlich anpacken. 

Mobilität ist eines der Schlüsselthemen für den 
Standort Nordrhein-Westfalen. Beim 1. Mobi-
litätsforum NRW der FDP-Landtagsfraktion 
diskutierten Politiker, Experten und interessier-
te Bürger im Landtag über Verkehrspolitik. Als 
Referenten waren Professor Karl-Hans Hartwig 
(Direktor des Instituts für Verkehrswissenschaft 
der Universität Münster), Dr. Christoph Kös-
ters (Clustermanager LogistikCluster NRW 
und Hauptgeschäftsführer Verband Verkehrs-
wirtschaft und Logistik NRW), Dr. Wolfgang 
Kentner (Geschäftsführender Gesellschafter der 
Kentner Spedition), Wolfgang Meyer (Präsident 
mofair) und Werner Kühlkamp-Winkelmann 
(Federführer Verkehr der Industrie- und Han-
delskammern in NRW) der Einladung gefolgt. 
„Arbeitsplätze, Wachstum und Wohlstand auf 
der einen, Infrastruktur, Verkehr und Logistik 
auf der anderen Seite gehören für die FDP un-
trennbar zusammen“, betonte der stellvertreten-
de Vorsitzende und verkehrspolitische Sprecher 
der FDP-Fraktion Christof Rasche. Gerade in 
einem der größten Wirtschafts- und Ballungs-
räume Europas sei ein effizientes und umwelt-
freundliches Verkehrsnetz unerlässlich.

Einig waren sich alle Referenten darin, dass die 
Verkehrsinfrastruktur massiv unterfinanziert sei. 
Dennoch sei es wichtig – anders als von der rot-
grünen Landesregierung geplant – nicht nur in 
den Unterhalt, sondern auch in den Ausbau des 
NRW-Straßennetzes zu investieren. Denn gerade 
im Güterverkehr sei in den nächsten Jahren mit 
beträchtlichen Wachstumsraten zu rechnen. Be-
sorgt waren die Experten, dass die Verkehrspla-
nung im Industrieland NRW nach den Plänen 
von SPD und Grünen unter dem Primat des Kli-
maschutzes steht. Die FDP wird die Entwicklung 
kritisch begleiten. „Die FDP setzt sich für alle 
Verkehrsträger, für innovative Techniken sowie 
für die berechtigten Interessen von belasteten 
Anwohnern ein“, betonte Rasche.  

FDP-Fraktion: Mobilität  
ist Schlüsselthema für das  
Industrieland NRW

Linke Wirtschaftspolitik
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Michael Aggelidis (Linke)
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Für den Verband der Bibliotheken des Landes 
Nordrhein-Westfalen begrüßte Dr. Rolf Thiele 
die Initiative der CDU-Fraktion: „Der Gesetz es- 
entwurf schafft den fehlenden Rahmen für die 
landesbibliothekarischen Aufgaben und erklärt 
die Erhaltung des kulturellen Erbes in den Bi-
bliotheken des Landes NRW ausdrücklich als 
wichtiges landespolitisches Ziel.“ Der Experte 
lobte in seiner Stellungnahme zudem, dass es 
sich um einen schlanken Entwurf handele, der 
auf Detailvorschriften verzichte und nicht ver-
suche, die Breite und Vielfalt des Bibliotheks-
wesens in NRW vollständig abzubilden. Posi-
tiv hervorzuheben sei, dass der Entwurf eine 
konkrete Mindestsumme zur Förderung des 
Bibliothekswesens nenne und diese zugleich 
durch nicht zu strikte Förderrichtlinien flexibel 
gestalte. 

Diesen Punkt lobte auch Dr. Frank  
Simon-Ritz vom Deutschen Bibliotheksver-
band (dbv). Er bezeichnete den Gesetzentwurf 
als mutige Initiative, die kulturpolitisch in die 
richtige Richtung weise. Auffällig sei aller-
dings, dass sich der Entwurf bei der konkreten 
Zuschreibung von Aufgaben und Funktionen 
sowohl an öffentlichen Bibliotheken als auch 
an Hochschulbibliotheken zurückhalte. „Eine 
solche Formulierung würde aus Sicht des dbv 
auch einem nordrhein-westfälischen Biblio-

theksgesetzes gut zu Gesicht stehen“, betonte 
Simon-Ritz.

Der Wissenschaftler Hassan Soilihi Mzé 
merkte an, ein Bibliotheksgesetz dürfe sich 
nicht auf die finanzielle Ausstattung der Biblio-
thekslandschaft konzentrieren. Eine gesetzliche 
Regelung solle stattdessen auch als Chance einer 
möglichen Standardisierung begriffen werden 
– beispielsweise mit Blick auf eine bibliotheka-
rische Professionalisierung. Eine verantwort-
liche Kompetenzförderung könne nur durch 
aus- und weitergebildetes Personal gelingen. 
„Eckpunkte dahingehender Zielvereinbarungen 
müssen durch ein Bibliotheksgesetz formuliert 
werden“, forderte der Experte.

Verantwortung

Kritische Anmerkungen kamen von der Verdi-
Vertreterin Beatrix Klein. Sie stand einem Bib-
liotheksgesetz zwar grundsätzlich positiv gegen-
über, betonte jedoch, der vorliegende Entwurf 
greife zu kurz. So fehle beispielsweise eine Ver-
pflichtung der Träger, überhaupt bibliothekari-
sche Einrichtungen zu unterhalten und diesen 
ein ausreichendes Maß an finanzieller, materiel-
ler und personeller Ausstattung zur Verfügung 
zu stellen. Auch eine klare Aussage über die Ver-

antwortung des Landes bezüglich Erhalt und 
Ausbau der bibliothekarischen Infrastruktur 
müsse ergänzt werden. Die Erhöhung der Lan-
desfördermittel auf bis zu 12 Millionen Euro sei 
zwar positiv, könne jedoch die Versorgung aller 
Bürgerinnen und Bürger mit Medien- und In-
formationsangeboten nicht sicherstellen.

Dass die öffentlichen Bibliotheken in kirch-
licher Trägerschaft keine Berücksichtigung in 
dem Gesetzesentwurf fänden, kritisierte Dörte 
Melzer von der Büchereifachstelle der Evan-
gelischen Kirche von Westfalen. Diese trügen 
„zur allgemeinen Literaturbeschaffung in der 
Fläche und den Randgebieten von Städten bei. 
Ohne ihre Einbeziehung in das Gesetz fehlt der 
gewünschte Abbau der Ungleichheit zwischen 
städtischen und ländlichen Regionen des Lan-
des“, so Melzer.

Gänzlich ablehnend bewertete Claus Ha-
macher, Vertreter der kommunalen Spitzenver-
bände, das Gesetzesvorhaben. Obwohl er sich in 
seiner Wertschätzung der Bibliotheken den an-
deren Sachverständigen vorbehaltlos anschlie-
ßen könne, sei der Nutzen einer rechtlichen Re-
gelung nicht zu erkennen. Ein entsprechendes 
Gesetz führe lediglich zu einem Regelungsauf-
bau. Dies widerspreche den seit Jahren verfolg-
ten Bemühungen um einen Bürokratieabbau, 
argumentierte er. Marie Schwinning

„Ein Schritt in die richtige Richtung“
Sachverständige sprechen sich für ein Bibliotheksgesetz in NRW aus
 
4. Mai 2011 – Bibliotheken ermöglichen nicht nur den Zugang zu den schriftlichen Zeugnissen unserer Vergangenheit und Gegenwart, sondern die-
nen als Bildungseinrichtung ebenso der Stärkung von Lese-, Informations- und Medienkompetenz. Die Bibliothekslandschaft in NRW ist vielfältig. 
Neben Büchereien an Schulen und Hochschulen gibt es drei Landesbibliotheken, zahlreiche Stadt(teil)-, Pfarr- und Gemeindebibliotheken. Eine 
rechtliche Regelung des öffentlichen Bibliothekswesens fehlt jedoch bislang. In einem Gesetzesentwurf fordert die CDU-Fraktion nun die Schaffung 
eines Bibliotheksgesetzes (Drs. 15/474). Dieses sei Grundlage für eine leistungsstarke Bibliotheksstruktur, die den Anforderungen einer modernen 
Gesellschaft gerecht werde, heißt es zur Begründung. Die vom Kulturausschuss (Vorsitz Dr. Fritz Behrens, SPD) geladenen Sachverständigen bewer-
teten eine entsprechende Regelung mehrheitlich als sinnvoll.

Ausschüsse
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versum. „Das war ein regelrechter Kulturschock, 
ein absoluter Tabubruch“, erinnert sich Papke 
an seine Jungfernrede. Schon damals stand für 
ihn fest, dass der Bergbau zwar zur Tradition des 
Ruhrgebiets gehört, aber nicht zur Zukunft. 

Papke kommt aus einem politisch interessier-
ten Elternhaus, das aber an keine Partei gebun-
den war. Die SPD, damals in seiner Heimatstadt 
übermächtig, konnte ihn nicht locken. „Nicht 
einmal einen Ferienjob konnte man in der Stadt 
bekommen, wenn man nicht das richtige Partei-
buch hatte“, ärgert er sich noch heute über den 
„Genossenfilz“. Während seines Studiums an der 
Ruhr-Universität in Bochum kam er in Kontakt 
mit der FDP. Die politische Philosophie, die auf 
Freiheit und Verantwortung setzt, faszinierte ihn. 
1983 trat er der Partei bei und mit einem Stipen-
dium der parteinahen Friedrich-Naumann-Stif-
tung konnte er in Bochum promovieren.

Seinen ersten Job fand Papke an der Theo-
dor-Heuss-Akademie in Gummersbach, eine 
Einrichtung der Naumann-Stiftung. Politisch 
engagierte er sich damals vor allem ehrenamt-
lich, unter anderem als sachkundiger Bürger im 
Kreistag des Rhein-Sieg-Kreises. 

Gemeinsam mit einem jungen Parteifreund 
aus dem Oberbergischen, der an der Heuss-
Akademie seinen Zivildienst ableistete, beschloss 
Papke 1999, für den Landtag zu kandidieren. Der 
Parteifreund war Christian Lindner, heute Gene-
ralsekretär der FDP in Berlin, und gemeinsam 
schafften sie, was als nahezu aussichtslos gegol-
ten hatte. Bei der Wahl 2000 errangen beide ein 
Landtagsmandat, Papke auf Platz 14, Lindner 
auf dem schier unmöglichen Platz 19. Dank ei-
nes furiosen Wahlkampfs holte die FDP damals 
immerhin 23 Mandate. 

Porträt: Dr. Gerhard Papke (FDP)

Eigentlich müsste Gerhard Papke, der Vorsit-
zende der FDP-Fraktion im NRW-Landtag, ei-
ner der glühendsten Verfechter des deutschen 
Steinkohlebergbaus sein. Er ist, wie er selber 
sagt, „auf Kohle geboren“, in Recklinghausen, 
und wuchs in der Kohlestadt Erkenschwick am 
Nordostrand des Ruhrreviers auf. Seine Eltern 
haben sich durch den Bergbau kennengelernt. 
Die Familie seines Vaters war wegen der Ar-
beitsmöglichkeiten in den Bergwerken an die 
Ruhr gezogen, seine Mutter war Buchhalterin 
auf der Zeche „Ewald Fortsetzung“. Und Papke 
selbst hat als Schüler seinem Großvater, eben-
falls ein Bergmann, dabei geholfen, die Kohlen 
von der Straße in den Keller zu schaffen.

Doch als Papke als junger Abgeordneter sei-
ne erste Rede im Landtag hielt und sich dabei 
vehement für das Ende der Subventionierung 
des Steinkohlebergbaus einsetzte, da guckten ihn 
die Abgeordneten von SPD, CDU und selbst den 
Grünen an, als käme er aus einem anderen Uni-

Für Landespolitik hat sich Papke entschieden, 
weil er das Land NRW liebt und sich hier wohl-
fühlt und weil er überzeugt ist, dass Nordrhein-
Westfalen aufgrund seiner Größe, seiner Einwoh-
nerzahl und seines wirtschaftlichen Gewichts 
eine ganz besondere Rolle im Kreis der 16 Bun-
desländer spielt. Wiederholt habe NRW eine Vor-
reiterrolle für die Bundespolitik gespielt, etwa bei 
der Bildung der ersten sozial-liberalen Koalition 
1966, der drei Jahre später eine SPD/FDP-Koaliti-
on im Bund folgte, beim ersten rot-grünen Bünd-
nis 1995 und bei der Neuauflage einer schwarz-
gelben Koalition 2005, der jedes Mal wenig später 
entsprechende Bündnisse im Bundestag folgten. 
Mit einem Wechsel in die Bundespolitik hat Pap-
ke nie geliebäugelt. Er ist überzeugt, dass man 
auch aus einer Führungsrolle in der nordrhein-
westfälischen Landespolitik Einfluss auf die Bun-
despolitik nehmen kann. Er schätzt es sehr, dass 
die Arbeit im Landtag noch überschaubar ist, 
dass man sich im Hohen Haus am Rhein kennt.  
„Der Betrieb in Berlin ist mir viel zu anonym.“

Im Plenum zeigt sich der sonst eher sanftmü-
tige Papke als einer der geschliffensten und scharf-
züngigsten Debattenredner. Dabei legt er Wert 
darauf, dass er nicht polemisiert und den politi-
schen Gegner „nicht persönlich diffamiert oder 
herabsetzt“. Aber das Parlament sei nun mal der 
Ort der politischen Debatte und da müssten die 
unterschiedlichen Standpunkte auch präzise her-
ausgearbeitet werden. Neben der „Hochgeschwin-
digkeitspolitik“, die Papke betreibt, ist es schwie-
rig, sich persönliche Freiräume zu erhalten. Ein 
großer Teil der knappen Freizeit verschlingt sein 
Engagement für Borussia Dortmund, wo Papke 
im Wirtschaftsrat und, wenn es eben geht, bei 
Heimspielen auf der Tribüne sitzt. Peter Jansen

Herzlichen Glückwunsch, 
Ingeborg Friebe

Zum 80. Geburtstag gratulierte Landtagspräsident 
Eckhard Uhlenberg einer seiner Vorgängerinnen: Inge-
borg Friebe, von 1975 bis 1995 Mitglied des Landtags, 
bekleidete das hohe Amt von 1990 bis 1995. Neben 
ihrer Arbeit auf Landesebene engagierte sie sich 
kommunalpolitisch im Rat der Stadt Monheim, deren 
Unabhängigkeit sie mit durchsetzte. Hier wirkte sie 
auch von 1976 bis 1997 als Bürgermeisterin. Uhlen-
berg würdigte Friebe in seiner Ansprache als „hoch-
geschätzte, ja verehrte Politikerin, einen liebenswür-
digen Menschen und eine überaus erfolgreiche Frau“. 
Sie habe mit Fachwissen, aber auch mit der gelun-
genen Mischung aus Verbindlichkeit und menschlicher 
Wärme überzeugt.  Foto: Schälte
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Termine

Laufend motivieren
Anderen Menschen mit offenen Augen und Armen gegenübertreten: Dieses Ziel verfolgt der Landschaftsverband Rhein-
land (LVR). Dass man damit nicht früh genug anfangen kann, versteht sich von selbst. Um sich selbst und andere 
für diese Haltung zu motivieren, laufen auch dieses Jahr rund 2.000 Schülerinnen und Schüler etappenweise durchs 
Rheinland. Gestartet ist die IntegraTour am 6. April 2011 in Aachen, sie endet am 28. Mai 2011 mit einem Fest unter dem 
Motto „Vielfalt der Generationen“ in Xanten. Zu einer Staffelübergabe empfing Landtagspräsident Eckhard Uhlenberg 
vor dem Parlamentsgebäude 81 Schülerinnen und Schüler sowie 34 Lehrkräfte von der Heinrich-Welsch-Schule Köln, der  
Johann-Heidsiek-Schule, der Kurt-Schwitters-Schule und der Gerricus-Schule aus Düsseldorf sowie von der LVR-Förder-
schule Linnich.  Foto: Schälte

Geburtstage
Vom 18. Mai bis 29. Juni 2011 

 22.5. Becker, Horst (Grüne) 55
 23.5. Große Brömer, Wolfgang (SPD) 59
 23.5. Howe, Inge (SPD) 59
 24.5. Kruse, Theo (CDU) 63
 24.5. Lienenkämper, Lutz (CDU) 42
 25.5. Dr. Schoser, Martin (CDU) 49
 25.5. Remmel, Johannes (Grüne) 49
 26.5. Becker, Andreas (SPD) 45
 27.5. Westerhorstmann, Maria (CDU) 59
 28.5. Bischoff, Rainer (SPD) 53
 28.5. Bialas, Andreas (SPD) 43
 1.6. Körfges, Hans-Willi (SPD) 57
 2.6. Hanses, Dagmar (Grüne)  36
 3.6. Stotko, Thomas (SPD)  45
 4.6. Rasche, Christof (FDP)  49
 6.6. Herter, Marc (SPD) 37
 7.6. Preuß-Buchholz, Iris (SPD) 54
 7.6. Aggelidis, Michael Georg (Linke) 49
 8.6. Klöpper, Rita (CDU) 67
 11.6. Fehring, Hubertus (CDU) 61
 12.6. Clauser, Hans-Dieter (CDU)  61
 12.6. Kraft, Hannelore (SPD) 50
 12.6. Kutschaty, Thomas (SPD)  43
 13.6. Stinka, André (SPD)  46
 16.6. Post, Norbert (CDU)  59
 18.6. Recker, Bernhard (CDU)  72
 19.6. Lux, Eva (SPD)  53
 23.6. Fortmeier, Georg (SPD)  56
 23.6. Wirtz, Axel (CDU)  54
 26.6. Dr. Rüttgers, Jürgen (CDU)  60
 28.6. Dr. Butterwegge, Carolin (Linke) 37
 28.6. Link, Sören (SPD) 35

Ehemalige Abgeordnete – besondere Geburtstage ab 70 

 22.5. Dr. Rohde, Achim (FDP)  75 
 15.6. Müller, Helmut (SPD) 80 
 18.6. Guttenberger, Jürgen (SPD) 70 

Gerhard Eyckers 90 Jahre
Gerhard Eyckers, einer der ersten Angestellten 
der Landtagsverwaltung, hat am 9. Mai seinen  
90. Geburtstag gefeiert. Für seine Verdienste wurde 
Eyckers mit dem Bundesverdienstkreuz wie auch 
dem Verdienstorden des Landes ausgezeichnet.

Treffen & Termine
22.5., 29.5., 5.6., 19.6., 26.6.2011 Besucher-
sonntage

12.6.2011 Jazz Rally 2011

Landtagsandacht
 
Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen bei 
Landtag und Landesregierung, Rolf Krebs, sowie 
der Leiter des Katholischen Büros, Prälat Mar-
tin Hülskamp, laden vor der Plenarsitzung ein: 
am 19. Mai 2011 um 8 Uhr zum Parlaments-
frühstück, um 9 Uhr zur Landtagsandacht im 
Raum E3 Z03.  


	Schaltfläche 2: 
	Schaltfläche 3: 
	Schaltfläche 4: 
	Schaltfläche 5: 
	Schaltfläche 6: 
	Schaltfläche 7: 
	Schaltfläche 8: 
	Schaltfläche 9: 
	Schaltfläche 10: 
	Schaltfläche 11: 
	Schaltfläche 12: 
	Schaltfläche 13: 
	Schaltfläche 14: 
	Schaltfläche 15: 
	Schaltfläche 16: 
	Schaltfläche 17: 
	Schaltfläche 18: 


